Deutfche Steuer-Jeitung 
Wirtfchaftlicher Beobachter 


herausgeber Fritz Reinhardt 


Jahrgang XXVIII 


Induſtrie verlag Spaet ha Linde, 


2. September 1939 


nummer 35 


Berlin W35 


fi auptſchriftleiter i.N. Dr. jur. Fritz ſſoppe. Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, Berlin 


Erfheint wöchentlich. Ferntuf: 222086, 
222087 u. 2220 9. Poſtſcheckkonto: Berlin NW 
Nummer 18541. Bezugspreis; Dierteljährlich 
5,80RM [ausfäliefil. Zuftellungsgebühr). Einzel- 


heft Preis 1,— RM duch jede Buchhandlung, 
direkt vom Derlag unter Areuzband oder durch 
die Poft. Anzeigenpreis nach Tarif. Zuſchriften 
an den Derlag, Berlin W 35, Woyrſchſtraße 5 


Der Inhalt der Einheitsbewertung 


Von Regierungsrat Schmitt-Degenhardt, Lehrer an der Reichsfinanzschule Berlin 


Inhalt: 


. Einleitung, 

. Einheitsbewertung und Steuerpflicht, 

. Nichtfeſtſtellung kleinſter Werte, 

. Einheitsbewertung und Verjährung, 

. Beſtimmung der Vermögensart, 

. Beſtimmung und Abgrenzung der 
wirtſchaftlichen Einheit, 


D f 


1. Einleitung 


Der vorliegende Aufſatz iſt die Fortſetzung des 
Aufſatzes „Das Weſen der Einheitsbewertung“ in 
DStzg 1939 Nr. 33. 


In dem Aufſatz „Das Weſen der Einheitsbewer⸗ 
tung“ ſind insbeſondere der Zweck, die Weſensmerk⸗ 
male und die verfahrensrechtlichen Beſonderheiten der 
Einheitsbewertung dargeſtellt. Hier ſoll nunmehr der 
ſachliche Inhalt des Einheitswertverfahrens be⸗ 
handelt werden, d. h. die Frage, welche Arbeiten 
im Verfahren der Einheitsbewertung einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit oder Untereinheit vorzunehmen 
ſind. Das Ergebnis dieſer Arbeiten muß in dem 
Einheitswertbeſcheid ſeinen Niederſchlag 
finden. Hinweis auf Abſchnitt 12 des Aufſatzes „Das 
Weſen der Einheitsbewertung“. 


2. Einheitsbewertung und Steuerpflicht 


Die Einheitsbewertung als die geſonderte Feſt⸗ 
ſtellung der Beſteuerungsgrundlage dient der Vor⸗ 
bereitung der Steuerfeſtſetzung. Die 
Feſtſtellung des Einheitswerts erfolgt daher nur 
dann, wenn der feſtzuſtellende Wert für die Be- 
ſteuerung Bedeutung hat. Der Wert hat für 
die Beſteuerung Bedeutung, wenn der Gegenſtand, um 
deſſen Bewertung es ſich handelt, der Beſteuerung 


7. Beſtimmung und Bezeichnung der Art, 

8. Beſtimmung der Zugehörigkeit einer Untereinheit, 

9. Beſtimmung und Anwendung des Wextmaßſtabs, 

10. Zurechnung, 

11. Aufteilung eines einheitlich feſtgeſtellten Einheitswerts, 
12. Zerlegung des Einheitswerts. 


unterliegt. Dieſe Zweckgebundenheit der Einheits⸗ 
bewertung kommt auch im $ 214 AD, im 8 6 Abſatz 2 
AufbrumlVO 1937 und im $ 17 GréEdch zum Aus⸗ 
druck. 


§ 214 AD fordert die geſonderte Feſtſtellung der 
„der Beſteuerung zugrunde zu legenden 
Einheitswerte“. Ein Einheitswert iſt danach 
nur feſtzuſtellen, wenn und ſoweit der zu bewertende 
Gegenſtand von der Beſteuerung durch das Reich, die 
Länder und die Gemeinden tatſächlich erfaßt wird. 
Für die allgemeine Feſtſtellung der Einheitswerte, für 
die Hauptfeſtſtellung im Sinn des § 21 RBewG und 
für die Nachfeſtſtellung im Sinn des 8 23 RBewG iſt 
dabei auf die am Feſtſtellungs zeitpunkt 
vorliegenden Verhältniſſe abzuſtellen. Unterliegt die 
Einheit oder Untereinheit nach den Verhältniſſen 
dieſes Zeitpunkts einer Steuer, die an den Einheits⸗ 
wert anknüpft, ſo iſt für die Einheit oder Untereinheit, 
— unter den Vorausſetzungen des § 214 Ziffer 3 AO 
für einen Teil derſelben — ein Einheitswert feſt⸗ 
zuſtellen. Für die Prüfung dieſer Frage können nur 
die laufenden Steuern in Betracht kommen. 
Dahin gehören insbeſondere die Vermögenſteuer, die 
Grundſteuer, die Gewerbeſteuer und die Aufbrin⸗ 
gungsumlage. Dieſe Steuern werden oft als „Ein- 
heitswertſteuern“ bezeichnet. 
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Eine wirtſchaftliche Einheit, die am Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt zwar vorhanden iſt, nach den Verhältniſſen 
dieſes Zeitpunkts aber einer der bezeichneten Steuern 
nicht unterliegt, wird für die Einheitsbewertung als 
nicht vorhanden angeſehen. Eine Feſtſtellung 
findet in dem Fall nicht ſtatt. Tritt nach dem FJeſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt eine Anderung der Verhältniſſe ein, 
z. B. durch den Übergang an einen anderen Eigen⸗ 
tümer oder bei andersartiger Nutzung des Grund- 
ſtücks und fällt dadurch die Steuerbefreiung weg, ſo 
wird § 23 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG gemäß für den 
Gegenſtand ſo wie für eine neugegründete Einheit 
eine Nachfeſtſtellung des Einheitswerts vor⸗ 
genommen. 

Wird ein Grundſtück, das weder der Vermögen⸗ 
ſteuer noch der Grundſteuer unterliegt und für das 
deswegen ein Einheitswert nicht feſtgeſtellt worden iſt, 
veräußert, ſo muß gegebenenfalls eigens für 
Zwecke der Grunderwerbſteuer ein Einheits ⸗ 
wert feſtgeſtellt werden. Hinweis auf 8 17 GrEDB. 

Nach alledem macht ſchon die Prüfung der Frage, 
ob eine Einheitsbewertung vorzunehmen iſt oder 
nicht, eine Unterſuchung darüber erforderlich, 
ob eine Steuerpflicht gegeben iſt oder nicht. Die 
endgültige Entſcheidung über die Steuer⸗ 
pflicht ſteht jedoch nicht dem Einheitswert ⸗ 
verfahren zu. Die Einheitsbewertung äußert ſich 
nur über das Vorhandenſein und über die Eigen⸗ 
ſchaften der Einheit oder Untereinheit, nämlich über 
Wert, Art und Zurechnung. 

Die Entſcheidung über die Steuerpflicht iſt 
in dem Verfahren über die Veranlagung der 
Steuer zu treffen, für die der Einheitswert Bedeu⸗ 
tung hat. Von der Einheitsbewertung darf daher nur 
dann abgeſehen werden, wenn einwandfrei feſtſteht, daß 
der Gegenſtand weder zur Vermögenſteuer noch zur 
Grundſteuer, noch zur Gewerbeſteuer oder zur Aufbrin⸗ 
gungsumlage herangezogen wird. Ob Befreiung bon 
dieſen Steuern gegeben iſt, ſteht nur feſt, wenn das Vor⸗ 
liegen des Befreiungsgrundes bereits rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt iſt oder weder ſtreitig noch zweifelhaft iſt. Steht 
die Steuerfreiheit nicht unzweifelhaft feſt, wird ſie von 
dem Pflichtigen nur beanſprucht oder behauptet, ſo iſt 
eine Entſcheidung über die Steuerpflicht notwendig. 
Dieſe Entſcheidung iſt, wie bemerkt, im Steuer ⸗ 
veranlagungs verfahren zu treffen. Das 
Veranlagungsverfahren bedarf als Grundlage des 
Einheitswerts. Bei Streit um die Steuer⸗ 
pflicht oder be i Zweifel m über das Vorliegen eines 
Steuerbefreiungsgrundes muß daher ein Ein⸗ 
heitswert feſtgeſtellt werden. Zur Vermei⸗ 
dung überflüſſiger Verwaltungsarbeit kann es in 
ſolchen Fällen zweckmäßig ſein, den Einheitswert zu⸗ 
nächſt ohne eingehende Prüfung vorläufig feſt⸗ 
zuſtellen und die endgültige Feſtſtellung bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung über die Steuerpflicht 
auszuſetzen. Hinweis auf RöH⸗Urteile vom 
15. Dezember 1938 III 264/39, RStBl. 1939 S. 121 
und vom 29. Oktober 1937 III 260/37, RStBl. 1937 
S. 1207. 


Beiſpiel: 
Ein Verein betreibt auf ſeinem Grundſtück eine 
Fürſorgeerziehungsanſtalt. Über die Anerkennung 
des Vereins als eines gemeinnützigen Vereins und 


damit über die Grundſteuerbefreiung des Grund⸗ 
ſtücks (§ 4 Ziffer 3b GrStG) und über die Ver⸗ 
mögenſteuerbefreiung des Vereins (8 3 Ziffer 6 
VSt) beſtehen Bedenken. Das Finanzamt muß 
für das Grundſtück des Vereins und für das Ver⸗ 
mögen des Vereins Einheitswerte feſtſetzen. Der 
Verein kann die Einheitswertbeſcheide nicht anfechten 
mit der Behauptung, daß eine Steuerpflicht nicht 
gegeben ſei. 


3. Nichtfeſtſtellung kleiuſter Werte 


§ 2 RBewDB ſchreibt vor, daß für Grund⸗ 
beſitz und für Gewerbeberechtigungen 
die Feſtſtellung eines Einheitswerts unterbleibt, 
wenn der abgerundete Einheitswert nicht mehr 
als 50 RM betragen würde. In ſolchen Fällen würde 
der Aufwand ſich nicht lohnen. Die Grenze liegt, da es 
auf den abgerundeten Betrag ankommt, bei 55 RM. 

Die ſteuerliche Auswirkung des 82 

RBew dd liegt darin, daß Grundbeſitz, deſſen Wert 

55 RM nicht überſteigt, der Grundſteuer nicht unter⸗ 

liegt. Zur Vermögenſteuer können auch dieſe 

kleinen Werte herangezogen werden. Ihr Wert iſt 
dann im Zug des Vermögenſteuerveranla⸗ 
gungs verfahrens zu ermitteln. 

§ 2 RBewd᷑d gilt nicht für gewerbliche 

Betriebe. Auch für gewerbliche Betriebe wird jedoch 

in vielen Fällen ein Einheitswert nicht feſt⸗ 

gestellt. Vorausſetzung dafür iſt, daß der Wert für 
die Beſteuerung keine Bedeutung hat. Der Wert 
eines gewerblichen Betriebs hat für die Beſteuerung 
keine Bedeutung, wenn von vornherein feſtſteht, daß 

Vermögenſteuer und Gewerbeſteuer vom 

Gewerbekapital nicht zur Hebung gelangen. 

Vermögenſteuer gelangt nicht zur Hebung, 

wenn das Geſamtvermögen des Betriebsinhabers die 

Summe der ihm zuſtehenden Freibeträge nicht über⸗ 

ſteigt (8 7 Ziffer la VSt). Gewerbeſteuer 

vom Gewerbekapital gelangt nicht zur 

Hebung, wenn das Gewerbekapital — das iſt der Ein⸗ 

heitswert des Betriebs nach Vornahme der Zurechnun⸗ 

gen und Abrechnungen im Sinn des 812 GewSt — 
unter 3000 RM liegt (§ 13 Abſatz 3 GewStG). 

Die Einheitsbewertung in dieſen Fällen muß jedoch 

nachgeholt werden, wenn ſich die Verhältniſſe 

ändern und dadurch der Einheitswert für die Be⸗ 
ſteuerung Bedeutung erlangt. 

Beiſpiele: 

A. Ein unverheirateter Handwerker hat am 1. Januar 
1935 außer ſeinem Handwerksbetrieb kein Ver⸗ 
mögen. Ein Betriebsgrundſtück iſt nicht vorhanden. 
Der Wert ſeines Betriebs beträgt unter Berück⸗ 
ſichtigung einer mit der Gründung des Betriebs 
zuſammenhängenden Schuld von 800 RM 
2000 RM. Das Gewerbekapital wurde 812 Ab⸗ 
ſatz 1 und Abſatz 2 Ziffer 1 GewStG gemäß 
2 800 RM, abgerundet (813 Abſatz 1 Satz 3 Gew⸗ 
Ste) 2 000 RM betragen. Ein Steuermeßbetrag 
vom Gewerbekapital wird § 13 Abſatz 3 GewStG 
gemäß nicht feſtgeſetzt. Die Gewerbeſteuer bemißt 
ſich nur nach dem Ertrag. Auch Vermögenſteuer 
fällt nicht an. Die Einheitsbewertung des Betriebs 
kann unterbleiben. 
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B. Der genannte Handwerker erbt im Jahr 1938 
10 000 RM. Er beſitzt nunmehr ſteuerpflichtiges 
Vermögen im Sinn des 87 Ziffer la VSt. Er 
muß zum 1. Januar 1939 mit Wirkung ab 1. April 
1939 zur Vermögenſteuer neu veranlagt werden 
(§ 13 VSt). Zur Ermittlung ſeines Geſamtver⸗ 
mögens muß der Einheitswert des Betriebs feſt⸗ 
geſtellt werden (8 4 Abſatz 1 VSt in Verbindung 
mit § 73 Abſatz 3 RBewG). Der Einheitswert iſt 
im Weg der Hauptfeſtſtellung auf den 1. Januar 
1935 feſtzuſtellen. Dieſer Wert iſt der Ermittlung 
des Geſamtvermögens zugrunde zu legen, es ſei 
denn, daß der Einheitswert infolge einer Wert⸗ 
erhöhung des Betriebs um mehr als ein Fünftel. 
mindeſtens aber um 1000 RM auf einen ſpäteren 
Feſtſtellungszeitpunkt fortgeſchrieben werden muß. 
Dann würde der Ermittlung des Geſamtver⸗ 
mögens der fortgeſchriebene Einheitswert zugrunde 
zu legen ſein. 


C. Ein junger Rechtsanwalt beſitzt eine Praxis. Der 
Wert der Praxis beträgt 4000 RM. Weiteres Ver⸗ 
mögen iſt nicht vorhanden. Die Praxis gilt § 55 
RBewcg gemäß als ein gewerblicher Betrieb. Für 
fie müßte daher $ 214 Ziffer 1 AO gemäß ein Ein⸗ 
heitswert feſtgeſtellt werden. Vermögenſteuer und 
Gewerbeſteuer fallen nicht an, weil ſteuerpflichtiges 
Vermögen im Sinn des 87 Ziffer la VSt nicht 
vorhanden iſt und die freien Berufe der Gewerbe⸗ 
ſteuer nicht unterliegen. Die Einheitsbewertung 
kann unterbleiben. 


4. Einheitsbewertung und Verjährung 


8 143 AD gemäß unterliegen die Anſprüche 
des Reichs aus Steuergeſetzen der Verjährung. 
Die Einheitsbewertung entſcheidet nicht 
über Steueranſprüche oder ſteuerliche Anſprüche 
anderer Art. Sie trifft lediglich Feſtſtellungen. 
Die Einheitsbewertung kann daher auch 
nicht verjährbar ſein. Wenn jedoch alle auf dem 
Einheitswert beruhenden Steuern verjährt 
ſind, hat der Einheitswert keine ſteuerliche Bedeutung 
mehr. Seine Feſtſtellung iſt dann unzuläſſig. 
Hinweis auf RFH-Urteil vom 16. Januar 1936 IIIA 
230/35, RStBl. 1936 S. 115. 


Beiſpiel: 


Im Jahr 1939 ſtellt ſich heraus, daß ein als 
mildtätig oder gemeinnützig anerkannter Verein ſeit 
1927 einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb unter⸗ 
hält, der über den Rahmen einer Vermögensverwal⸗ 
tung hinausgeht. Mit dem Wert dieſes wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebs hätte der Verein nach 8 1 
Abſatz 1 Ziffer 2d oder e in Verbindung mit 8 3 
Abſatz 1 Ziffer 6 VSt zur Vermögenſteuer heran⸗ 
gezogen werden müſſen. Für den wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb, der einen gewerblichen Betrieb im 
Sinn des 856 Abſatz 1 Ziffer 4 oder 5 RBew dar⸗ 
ſtellt, hätte zu dieſem Zweck § 214 Ziffer 1 AO 
gemäß ein Einheitswert feſtgeſtellt werden müſſen. 
Unter der Vorausſetzung, daß nicht Hinterziehung 
vorliegt, iſt die Vermögenſteuer für die Jahre 1928 
bis 1933 einſchließlich verjährt. Hinweis auf 88 144 
und 145 AO und § 3 Abſatz 5 Ziffer 2 StAnpG. 
Eine Einheitsbewertung auf den 1. Januar 1928 iſt 


daher unzuläſſig. Die Einheitsbewertung auf den 
1. Januar 1931 iſt dagegen nachzuholen. Sie hat 
noch Bedeutung für die Vermögenſteuer der Rech⸗ 
nungsjahre 1934 und 1935. 


Die Vornahme der Einheitsbewertung wird aber 
nicht dadurch unzuläſſig, daß ſie über Gebühr 
lange hinausgeſchoben wird. Eine ſolche Ver⸗ 
zögerung kann auf den verſchiedenſten Gründen be⸗ 
ruhen. Durch ſie gibt das Finanzamt noch nicht zu er⸗ 
kennen, daß es von der Einheitswertfeſtſtellung und 
der Veranlagung der darauf beruhenden Steuern 
überhaupt abſehen will. Hinweis auf das vorhin ge⸗ 
nannte Urteil vom 16. Januar 1986. 


5. Beſtimmung der Vermögensart 


Iſt die Vorfrage, ob der Wert der Einheit oder 
Untereinheit ſteuerlich Bedeutung hat, be⸗ 
jaht, jo beginnt das eigentliche Bewertungs⸗ 
geſchäft. Zu dieſem Zweck find die zu bewertenden 
Wirtſchaftsgüter in eine der verſchiedenen Ver⸗ 
mögensarten des 8 19 RBewG einzuordnen. Es 
iſt zu entſcheiden, ob die einzelnen Wirtſchaftsgüter, 
die zur Bildung der Bewertungseinheit herangezogen 
werden ſollen, und ob die wirtſchaftlichen Einheiten 
oder Untereinheiten ſelbſt zum land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Vermögen, zum Grundver⸗ 
mögen, zum Betriebsvermögen oder zum 
Sonſtigen Vermögen gehören. 


Für die Einordnung ſind die im Reichsbewertungs⸗ 
geſetz enthaltenen Begriffsbeſtimmungen 
der verſchiedenen Vermögensarten maßgebend. Hin⸗ 
weis auf 88 29, 30, 45, 47, 48 und 49, auf 88 50 
und 51, auf 88 54 bis 57 und auf 88 67 und 68 
R BewG. 


Die Einordnung hat nach verſchiedenen 
Richtungen hin Bedeutung. Nach ihr richtet ſich 
ſchon die verfahrensrechtliche Frage, ob überhaupt eine 
geſonderte Wertfeſtſtellung, eine Einheitsbewertung, 
erforderlich iſt, oder ob der Wert im Zug des Steuer⸗ 
veranlagungsverfahrens, für das der Wert gerade ge⸗ 
braucht wird, ermittelt werden kann. Eine Einheits⸗ 
bewertung findet § 214 AO gemäß nur ſtatt, wenn es 
ſich um land⸗ und forſtwirtſchaftliches Vermögen, um 
Grundvermögen, um Betriebsvermögen oder um Ge⸗ 
werbeberechtigungen handelt. Für die zum Sonſtigen 
Vermögen gehörigen Wirtſchaftsgüter erfolgt eine 
Einheitsbewertung in der Regel nicht. Hinweis auf 
Abſchnitte 6 und 7 in dem Aufſatz über „Das Weſen 
der Einheitsbewertung“. 

Mei e 

A hat ſich aus Liebe zur Kunſt eine Sammlung 
wertvoller Radierungen angelegt. Die Sammlung 
fällt in die Vermögensart Sonſtiges Vermögen 
(§67 Ziffer 11 R BewG). Ein Einheitswert iſt nicht 
feſtzuſtellen. Ihr Wert wird im Verfahren zur 
Veranlagung der Vermögenſteuer ermittelt. 

Eines Tages macht A die Sammlung der 
Offentlichkeit zur Beſichtigung zugängig. Er erhebt 
Eintrittsgelder, die ſo bemeſſen ſind, daß er damit 
die Unterhaltungskoſten der Sammlung decken und 
auch die Sammlung erweitern kann. Die Samm⸗ 
lung iſt nunmehr Betriebsvermögen. Für ſie iſt ein 
Einheitswert feſtzuſtellen. 
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Die Einordnung der Wirtſchaftsgüter iſt ſodann 
von Bedeutung für die Bildung der wirt ⸗ 
ſchaftlichen Einheit. Eine wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit kann nur gebildet werden aus Wirtſchaftsgütern, 
die derſelben Vermögensart angehören. 

Beiſpiel: 

Zu einer landwirtſchaftlichen Beſitzung gehört 
eine Fläche, von der nach ihrer Lage, insbeſondere 
nach den beſtehenden Verwertungsmöglichkeiten, an⸗ 
zunehmen iſt, daß ſie in abſehbarer Zeit anderen als 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Zwecken dienen wird. 
Die Fläche iſt 8 51 Abſatz 2 RBewG gemäß als Bau⸗ 
land, als Induſtrieland, als Land für Verkehrs⸗ 
zwecke anzuſehen. Sie gehört zum Grundvermögen 
und bildet dort eine ſelbſtändige Einheit. Sie kann 
daher nicht in den landwirtſchaftlichen Betrieb 
hineingezogen werden. 


Die Einordnung der wirtſchaftlichen Einheit in 
die verſchiedenen Vermögensarten iſt insbeſondere ent⸗ 
ſcheidend für die Anwendung des Bewer⸗ 
tungsmaßſtabs. Für die verſchiedenen Ver⸗ 
mögensarten gelten verſchiedene Bewertungsmaßſtäbe. 
Beiſpiele: 

K. Die im vorigen Beiſpiel bezeichnete Fläche würde, 
enthalten im landwirtſchaftlichen Betrieb, mit dem 
Ertragswert zu bewerten fein (8 31 RBewG). Als 
ſelbſtändige wirtſchaftliche Einheit des Grundver⸗ 
mögens muß ſie mit dem im Zweifel erheblich 
höheren gemeinen Wert bewertet werden ($ 53 
NBEB). 


B. B hat ein Geſtüt zur Züchtung von Rennpferden. 
Das Geſtüt iſt ein landwirtſchaftlicher Betrieb, 
wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung überwiegend 
Erzeugniſſe verwendet werden, die im eigenen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb gewonnen werden ($ 29 
Abſatz 3 RBewG). Als landwirtſchaftlicher Betrieb 
iſt das Geſtüt mit dem Ertragswert zu bewerten 
(S 31 R BewG). Das Geſtüt iſt ein Gewerbe⸗ 
betrieb, wenn die zur Tierzucht oder Tierhaltung 
verwendeten Futtermittel überwiegend zugekauft 
werden und Gewinnerzielungsabſicht beſteht (§ 54 
NBEWG). Als Gewerbebetrieb iſt das Geſtüt nach 
den Regeln des 8 66 RBewG zu bewerten. Das 
Geſtüt gehört mit ſeinen beweglichen Einrichtungen 
und ſeinen Tieren zum Sonſtigen Vermögen und 
mit ſeinem Grundbeſitz zum Grundvermögen, 
wenn die Futtermittel überweigend zugekauft 
werden und Gewinnerzielungsabſicht nicht beſteht. 
Es wird ein Einheitswert nur feſtgeſtellt für den 
Grundbeſitz. Er iſt nach den Maßſtäben für 
Grundvermögen zu bewerten. Für die beweglichen 
Gegenſtände und die Tiere wird der Wert im Ver⸗ 
fahren zur Veranlagung der Vermögenſteuer er⸗ 
mittelt. Sie ſind nach den Regeln und Maßſtäben 
der 88 67 und 68 RBewo zu bewerten. 


Für Grundbeſitz können bei der Einordnung nur 
Land- und Forſtwirtſchaft, Grundvermögen und Be⸗ 
kriebsvermögen in Betracht kommen ($ 51 Abſätze 1 
und 4 R BewG). Die Einordnung von Grundbeſitz in 
das Betriebsvermögen ſtempelt dieſen zu einem Ve⸗ 
triebsgrundſtück und damit verfahrensrechtlich 
zu einer Untereinheit. 


Beiſpiel: 

Ein Fabrikant hat ſeinem Prokuriſten ein 
Wohnhaus zur Verfügung geſtellt. Das Wohnhaus 
kann ein Grundſtück im Sinn des Grundvermögens 
($ 50 RBewG) oder, als Werkswohnung, ein Be⸗ 
triebsgrundſtück (S 57 R BewG) ſein. Wird es als 
ſelbſtändige wirtſchaftliche Einheit Grundſtück be⸗ 
handelt, wirkt ſich ſein Einheitswert unmittelbar 
auf die Vermögenſteuer ($ 4 VSt, § 73 R BewG) 
und auf die Grundſteuer ($ 2 und $ 3 GrStG) aus. 
Wird es als Betriebsgrundſtück behandelt, wirkt ſich 
ſein Einheitswert unmittelbar nur auf die Grund⸗ 
ſteuer, gegebenenfalls auch auf die Grunderwerb⸗ 
ſteuer und die Erbſchaftſteuer aus. Sein Einheits⸗ 
wert mündet ſodann in den Einheitswert des ge⸗ 
werblichen Betriebs ein (§ 66 Abſatz 4 RBewG, 
§ 218 Abſatz 3 AO). Enthalten in dem Einheit3- 
wert des gewerblichen Betriebs, wirkt er ſich ſodann 
neben der Vermögenſteuer (8 4 VStG, § 73 
ABS) noch auf die Aufbringungsumlage aus, 
(8 4 Abſatz 1 AufbrumlVO 1937). 


6. Beſtimmung und Abgrenzung der wirtſchaftlichen 
Einheit 

Innerhalb der einzelnen Vermögensarten geht 
die Einheitsbewertung von beſtimmten Bewer- 
tungseinheiten (den wirtſchaftlichen 
Einheiten oder Untereinheiten) aus. 
Die Untereinheiten werden hinſichtlich ihrer 
Beſtimmung, Abgrenzung und Bewertung behandelt 
wie die wirtſchaftlichen Einheiten. Sie unter⸗ 
ſcheiden ſich von dieſen nur dadurch, daß die für ſie 
feſtgeſtellten Einheitswerte in den Einheitswert einer 
Einheit gewerblicher Betrieb einmünden. Hinweis auf 
§ 66 Abſatz 4 RBewG, § 218 Abſatz 3 AD, 


Zunächſt muß die Einheit beſtimmt und abgegrenzt 
werden. Der Reichsfinanzhof bezeichnet in ſeinem 
Urteil vom 18. Dezember 1935 III A 319/35, RStBl. 
1936 S. 311 die richtige Beſtimmung und Abgren⸗ 
zung der wirtſchaftlichen Einheit als die „erſte Vor⸗ 
bedingung jeder Einheits bewertung“. 

Die Beſtimmung der Einheit erfordert zunächſt 
eine Prüfung der Frage, ob die Einheit am Feſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt beſteht, insbeſondere, ob ſie 
ſchon beſteht oder noch beſteht. 

Beiſpiele: 

A. Eine GmbH wird am 1. Dezember 1989 mit einem 
Stammkapital von 200 000 RM gegründet. Sie 
wird am 1. April 1940 in das Handelsregiſter ein- 
getragen. Die GmbH entſteht bürgerlich⸗ rechtlich 
8 11 Gmbc⸗Geſetz gemäß erſt mit der Eintragung 
in das Handelsregiſter. Steuerrechtlich iſt ſie be⸗ 
reits mit der Gründung entſtanden. Sie iſt als 
wirtſchaftliche Einheit gewerblicher Betrieb (§ 56 
Abſatz 1 Ziffer 1 RBewGh) bereits am 1. Januar 
1940 vorhanden. Hinweis auf NYH-Urteile vom 
1. Oktober 1931 III A 208/30, RStBl. 1932 S. 287 
und vom 23. Mai 1939 1127/9, RStBl. 1939 
S. 774. 


B. Zu einem Erbhof gehört eine Fläche, von der nach 
den Verhältniſſen vom 1. Januar 1935 (letter 
Hauptfeſtſtellungszeitpunkt) feſtſtand, daß ſie nach 
ſpäteſtens 2 Jahren einem damals geplanten 
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Straßenbauvorhaben zum Opfer fallen würde. Sie 
war daher bei der Einheitsbewertung auf den 
1. Januar 1935 § 51 Abſatz 3 RBewG gemäß als 
Land für Verkehrszwecke aus dem landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb herausgenommen und als ſelb⸗ 
ſtändige wirtſchaftliche Einheit des Grundver⸗ 
mögens behandelt worden. Im Jahr 1937 wird 
das Straßenbauvorhaben endgültig aufgegeben. 
Die Vorausſetzungen des 8 51 Abſatz 3 RBewG 
ſind weggefallen. Die Fläche hat als ſelbſtändige 
wirtſchaftliche Einheit des Grundvermögens zu be⸗ 
ſtehen aufgehört. Der Einheitswert iſt zum 
1. Januar 1938 zu löſchen. Die Fläche iſt wieder 
mit dem übrigen Teil des Erbhofs zu einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit landwirtſchaftlicher Betrieb zu 
vereinigen. Die Vereinigung führt gegebenenfalls 
zu einer Wertfortſchreibung des Einheitswerts des 
landwirtſchaftlichen Betriebs. Das Finanzamt hat 
anf Antrag des Bauern § 226 Abſatz 2 AO gemäß 
durch ſchriftlichen Beſcheid auszuſprechen, daß die 
bisher von der bezeichneten Fläche als einem ſelb⸗ 
ſtändigen Steuergegenſtand erhobene Grundſteuer 
ab dem 1. April 1938 in Wegfall kommt. Zu dem⸗ 
ſelben Zeitpunkt tritt dann der im Fall einer 
Wertfortſchreibung des Einheitswerts des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebs ergehende Beſcheid über 
die Fortſchreibungsveranlagung der Grundſteuer 
des landwirtſchaftlichen Betriebs in Kraft (§ 14 
GrStG). 


Die Beſtimmung und Abgrenzung der Einheit 
erfordert ſodann eine Entſcheidung über ihren Um⸗ 
fang. Es iſt zu unterſuchen, welche einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter in die Einheit hineingenommen werden 
können. Den ſachlich⸗rechtlichen Maßſtab hierfür gibt 
82 RBewG. 


Beiſpiele: 

A. Bei der Einheitsbewertung eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs iſt darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob ein in Zuſammenhang mit der Land⸗ 
wirtſchaft geführter Verarbeitungsbetrieb (Molke⸗ 
rei, Brennerei uſw.) § 29 Abſatz 5 RBewG gemäß 
in die Einheit Landwirtſchaft hineingenommen 
werden ſoll, oder ob er als ſelbſtändiger gewerb⸗ 
licher Betrieb behandelt werden ſoll. 


B. Bei der Einheitsbewertung des Grundſtücks 
oder eines Betriebsgrundſtücks iſt dar⸗ 
über zu entſcheiden, ob eine Anlage (Keſſelhaus, 
Ringofen uſw.) als Betriebsvorrichtung angeſehen 
und demgemäß aus dem Grundſtück oder Betriebs⸗ 
grundſtück herausgenommen werden ſoll, oder ob 
ſie als Gebäude angeſehen und demgemäß in das 
Grundſtück oder in das Betriebsgrundſtück hinein⸗ 
genommen werden ſoll (§ 50 Abſatz 1 Sätze 1 
und 2 R BewG). 


C. Bei der Einheitsbewertung eines gewerb⸗ 
lichen Betriebs iſt darüber zu entſcheiden, 
ob eine zum Abzug geſtellte Schuld als Betriebs⸗ 
ſchuld anerkannt und demgemäß bei der Einheits⸗ 
bewertung des gewerblichen Betriebs abgezogen 
werden ſoll (8 66 Abſaatz 4, $ 62 RBewG) oder ob 
ihr Abzug bis zur Ermittlung des Geſamtver⸗ 
mögens zurückgeſtellt werden ſoll ($ 74 RBewGh). 


7. Beſtimmung und Bezeichnung der Art 


Iſt die Bewertungseinheit beſtimmt und abge⸗ 
grenzt, muß die Art beſtimmt und bezeichnet 
werden. § 216 Abſatz 1 Ziffer 1 AO verlangt, daß die 
Artbezeichnung im Einheitswertbeſcheid zum Ausdruck 
kommt. 


Die Artfeſtſtellung regelt ſich nach den Bedürf⸗ 
niſſen der Bewertung und der anſchlie⸗ 
ßenden Beſteuerung. Sie muß zunächſt ein⸗ 
mal angeben, zu welcher Vermögensart, innerhalb der 
Vermögensart Land- und Forſtwirtſchaft zu welcher 
Unterart ($ 28 R BewG) die zu bewertende Einheit 
gehört, d. h. ob es ſich um einen landwirtſchaftlichen 
(S 29 R BewG), um einen forſtwirtſchaftlichen (§ 45 
R BewG), einen Weinbau⸗ (8 47 RBewc), einen 
gärtneriſchen (§ 48 RBewG) oder um einen ſonſtigen 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieb (§8 49 RBewG)), 
um ein Grundſtück (8 50 RBEMG), ein Betriebsgrund⸗ 
ſtück (8 57 RBewG), um eine Gewerbeberechtigung 
(S 58 RBewG) oder um einen gewerblichen Betrieb 
(SS 54 ff. RBewG) handelt. Bei Betriebsgrund⸗ 
ſtücken muß die Artfeſtſtellung außerdem noch angeben, 
ob es ſich um Grundbeſitz handelt, der, losgelöſt von 
ſeiner Zugehörigkeit zum gewerblichen Betrieb, zum 
Grundvermögen gehören würde (857 Abſatz 1 Ziffer 1 
RBewc), oder ob es ſich um Grundbeſitz handelt, der, 
losgelöſt von ſeiner Zugehörigkeit zum gewerblichen 
Betrieb, zum land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen 
gehören würde (§57 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG). Bei 
einem Grundſtück oder Betriebsgrundſtück muß die 
Artfeſtſtellung außerdem noch angeben, ob es ſich um 
ein Mietwohngrundſtück, um ein Geſchäftsgrundſtück, 
um ein gemiſchtgenutztes Grundſtück, um ein Ein⸗ 
familienhaus oder um ein Grundſtück anderer Art 
handelt (§S 32 RBewG). Zur Artfeſtſtellung gehört 
ſchließlich noch die Angabe, wann das Gebäude er⸗ 
richtet worden iſt. 


Die Artfeſtſtellung muß zunächſt ſchon deshalb fo 
genau vorgenommen werden, weil alle dieſe ver⸗ 
ſchiedenen Arten verſchieden bewertet 
werden. Inſoweit enthält die Artfeſtſtellung 
alſo die Begründung für den angewen⸗ 
deten Wertmaßſtab. Darüber hinaus iſt die 
Artfeſtſtellung von Bedeutung für die an⸗ 
ſchließenden Feſtſtellungsverfahren, 
Steuermeßverfahren und Steuerfeſt⸗ 
ſetzungs verfahren. 


Beiſpiele: 


A. Eine AG, die eine Konſervenfabrik betreibt, hat ein 
Spargelfeld. Das Feld iſt Betriebsgrundſtück (856 
Abſatz 1 Ziffer 1 R BewG). Der Grundbeſitz würde, 
losgelöſt von ſeiner Zugehörigkeit zu dem gewerb⸗ 
lichen Betrieb, zum land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Vermögen gehören. Er iſt daher mit dem für Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft geltenden Ertragswertmaßſtab 
zu bewerten (§ 57 Abſatz 3, $ 31 R BewG). Die 
Grundſteuer für das Betriebsgrundſtück bemißt ſich 
nach der ermäßigten Steuermeßzahl für land⸗ und 
forſtwirtſchaftliche Betriebe (83 Ziffer 1, § 12 Ab⸗ 
ſatz 2 GrStG, § 28 GrSt dd). Das Betriebs- 
grundſtück iſt beitragspflichtig zum Reichsnähr⸗ 
ſtand (§1 Ziffer 2 BeitrO). Es rechnet nicht zum 
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aufbringungspflichtigen Vermögen der AG ($ 5 
Ziffer 2 AufbrumlVO 1937). 

B. Dieſelbe AG beſitzt ein im Jahr 1928 errichtetes 
Wohnhaus, das von zwei Vorſtandsmitgliedern be⸗ 
wohnt wird. Das Haus iſt Betriebsgrundſtück (8 56 
Abſatz 1 Ziffer 1 RBewG). Es würde, losgelöſt 
von ſeiner Zugehörigkeit zu dem gewerblichen Be⸗ 
trieb, zum Grundvermögen gehören (857 Abſatz 1 
Ziffer 1 RBewGh). Es iſt daher mit den für Grund⸗ 
vermögen geltenden Maßſtäben zu bewerten (8 57 
Abſatz 3 RBewG). Als Mietwohngrundſtück iſt das 
Wohnhaus mit dem Vielfachen der Jahresrohmiete 
zu bewerten (8 32 Abſatz 1 Ziffer 1, § 33 Abſatz 1 
N BewG). Der Vervielfacher, der ſich aus der § 35 
und 836 RBewöG gemäß ergangenen Verordnung 
des zuſtändigen Oberfinanzpräſidenten ergibt, iſt 
je nach dem Alter des Gebäudes verſchieden hoch. 
Die Grundſteuer bemißt ſich hier nach der Steuer⸗ 
meßzahl für Neubauten (83 Ziffer 2 GrStG, 829 
GrSt DO). Das Betriebsgrundſtück gehört zum 
aufbringungspflichtigen Vermögen der AG. 

C. C iſt Steuerberater und Inhaber einer Buchſtelle. 
Seine Praxis iſt bewertungsrechtlich auf jeden Fall 
ein gewerblicher Betrieb (854 oder $55 R BewG). 
Gewerbeſteuer⸗ und aufbringungsumlagepflichtig 
iſt C jedoch nur dann, wenn ſeine Praxis einen 
Gewerbebetrieb darſtellt (§S 2 GewSt und 85 
Ziffer 4 AufbrumlVO 1937). Es iſt daher feſtzu⸗ 
ſtellen, ob es ſich um einen gewerblichen Betrieb im 
Sinn des § 54 RBewG oder um einen ſolchen im 
Sinn des 855 RBewG handelt. 


8. Beſtimmung der Zugehörigkeit einer Untereinheit 

Im Einheitswertverfahren über eine wirtſchaft⸗ 
liche Untereinheit muß noch darüber entſchieden 
werden, zu welchem Betrieb das Betriebsgrund⸗ 
ſtück oder die Gewerbeberechtigung gehört (8 216 
Abſatz 1 Ziffer 1 Satz 3 AD). Der Betrieb muß 
namentlich bezeichnet werden. Dieſe ſogenannte 
Zugehörigkeitsfeſtſtellung hat Bedeutung 
für das anſchließende Einheitswertverfahren des ge⸗ 
werblichen Betriebs, zu dem die Untereinheit gehört. 
Beiſpiel: 

D hat zwei verſchiedene Betriebe: einen Hotel⸗ 
betrieb und eine Buch- und Schreibwarenhandlung. 
Beide Betriebe befinden ſich in demſelben Grund⸗ 
ſtück. Außerdem wohnt D in dem Grundſtück. Das 
Grundſtück dient zu 60 v. H. ſeines Werts dem 
Hotelbetrieb, zu 20 v. H. der Buch- und Schreib- 
warenhandlung und zu 20 v. H. Wohnzwecken. Es 
iſt Betriebsgrundſtück, und zwar gehört es zu dem 
Hotelbetrieb. In dem Einheitswertbeſcheid über 
das Betriebsgrundſtück muß dieſe Zugehörigkeit feſt⸗ 
geſtellt werden. Der Einheitswert des Betriebs- 
grundſtücks mündet in den Einheitswert des Hotel⸗ 
betriebs ein. 


9. Beſtimmung und Anwendung des Wertmaßſtabs 

Steht die Einheit ihrer Größe und ihrer Art nach 
feſt, ſind alle Vorausſetzungen für die Beſtimmung 
und Anwendung des Bewertungs maßſtabs ge- 
geben. Die Wertmaßſtäbe ergeben ſich aus dem erſten 
Abſchnitt des Beſonderen Teils des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes. Sie im einzelnen darzuſtellen, iſt hier nicht 
der Ort. 


10. Zurechnung 

Die Zurechnungsfeſtſtellung, die 8216 
Abſatz 1 Ziffer 2 AO gemäß im Einheitswertbeſcheid 
zum Ausdruck kommen muß, enthält die Entſcheidung 
darüber, wer als der ſteuerliche Eigentümer 
der bewerteten Einheit oder Untereinheit angeſehen 
werden ſoll. Sie erfolgt nach den Eigentumsvor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts, ergänzt bzw. ge⸗ 
ändert durch die Erſatztatbeſtände des $ 11 StAnpck. 
Die Zurechnung muß auf den bürgerlichen 
Namen des Pflichtigen lauten, nicht auf die 
Firma. Hinweis auf RFc⸗Urteil vom 17. November 
1938 III 183/38, RStBl. 1939 S. 167. Steuerlicher 
Eigentümer, dem die Einheit oder Untereinheit zuzu⸗ 
rechnen iſt, kann auch ein Gebilde ſein, das bürgerlich⸗ 
rechtlich nicht Träger von Rechten und Pflichten ſein 
und daher auch nicht als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen werden kann, 3. B. eine nichtrechtsfähige 
Stiftung, eine Vermögensmaſſe. Hinweis auf R§c⸗ 
Urteil vom 19. April 1939 III 82/39, RStBl. 1939 
S. 725. 

Die Zurechnungsfeſtſtellung iſt erforderlich zu⸗ 
nächſt für die Einheitsbewertung ſelbſt. Sie gibt die 
Perſon an, gegen die ſich der Feſtſtellungsbeſcheid 
richtet, die daher verpflichtet iſt, bei der Wertfeſt⸗ 
ſtellung durch Abgabe von Erklärungen, Erteilung von 
Auskünften uſw. mitzuwirken und die berechtigt iſt, 
den Feſtſtellungsbeſcheid anzufechten. Darüber hinaus 
iſt die Zurechnungsfeſtſtellung für die anſchließenden 
Steuerverfahren von Bedeutung. Sie gibt für die 
anſchließenden Steuerverfahren die Perſon des Steuer⸗ 
ſchuldners an. Hinweis zum Beiſpiel auf §S 7 GrStG. 


11. Aufteilung eines einheitlich feſtgeſtellten Einheits⸗ 

werts 

Sind an der Einheit oder Untereinheit mehrere 
beteiligt und muß daher die Feſtſtellung einheitlich 
erfolgen, ſo muß die Zurechnungsfeſtſtellung zu⸗ 
nächſt die Geſellſchaft oder Gemeinſchaft be⸗ 
zeichnen, die als der ſteuerliche Eigentümer der Einheit 
oder Untereinheit angeſehen werden ſoll. Bei der nach 
§ 3 Satz 2 RBewc erforderlichen Aufteilung des Ge⸗ 
ſamtbetrags auf die einzelnen Beteiligten muß die Zu⸗ 
rechnungsfeſtſtellung die einzelnen Beteilig⸗ 
ten der Perſon nach bezeichnen und die Höhe 
ihrer Anteile angeben (§ 216 Abſatz 1 Ziffer 3 
Satz 1 AO). 
Beiſpiel: 

Die OG X & Co. beſteht aus den Geſell⸗ 
ſchaftern A, B und C. Die Geſellſchafter find zu 
gleichen Teilen berechtigt. Die OHG hat einen Be⸗ 
trieb, zu dem ein Betriebsgrundſtück gehört. Im 
Einheitswertverfahren über das Betriebsgrundſtück 
und im Einheitswertverfahren über den Betrieb ſind 
das Betriebsgrundſtück und der Betrieb mit ihrem 
ganzen Wert der OHG & & Co. zuzurechnen. Als⸗ 
dann iſt der Einheitswert zu gleichen Teilen auf die 
namentlich zu bezeichnenden Geſellſchafter aufzu⸗ 
teilen. Hinweis auf § 3 Satz 2 RBewG und 8 11 
Ziffer 5 StAnpG. 

12. Zerlegung des Einheitswerts 

Der Einheitswert von Grundbeſitz, der ſich über 

mehrere Gemeinden erſtreckt, iſt zu zerlegen. Wegen 


der Einzelheiten Hinweis auf 88 77 bis 87 RBew DB. 
§ 19 GrStG, § 36 GrSt DO 1937. 
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Die Fracht im Umsatzsteuerrecht und im Neuen Finanzplan 


Von Regierungsrat Dr. Brach, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Allgemeines; 
2. Die Fracht im Umſatzſteuerrecht 
a) Zahlung des Entgelts an den Frachtführer, 
b) Erſtattung der Frachtauslagen an Abſender, Spedi⸗ 
teur, Frachtführer oder Verfrachter; 


1. Allgemeines 


Der Neue Finanzplan ſieht die Bezahlung 
von Lieferungen und ſonſtigen Leiſtun⸗ 
gen gewerblicher Unternehmer in Steuer⸗ 
gutſcheinen vor (Hinweis auf § 2 NF). Das Umſatz⸗ 
ſteuerrecht iſt für die Auslegung der Begriffe 
Lieferung und ſonſtige Leiſtung maßgebend (Hinweis 
auf 88 2 und 7 USt DB 1938). Die Beförde⸗ 
rung von Gütern iſt eine Leiſtung im Sinn 
des Umſatzſteuerrechts. Das Entgelt für die Beförde⸗ 
rung (Fracht) muß daher von den Steuergutſchein⸗ 
pflichtigen 8 2 Abſatz 1 N gemäß grundſätzlich 
in Steuergutſcheinen bezahlt werden. Die Steuergut⸗ 
ſchein berechtigten können Frachten 82 
Abſatz 2 NT gemäß in Steuergutſcheinen grundſätzlich 
entrichten. Es find jedoch wichtige Beſonder⸗ 
heiten zu beachten, die im Abſchnitt 3 dargeſtellt 
werden. 

In der Volkswirtſchaft haben ſich für die Güter⸗ 
beförderung verſchiedene Wege eingeſpielt. Die Be⸗ 
förderung der Güter kann von dem Lieferer ſelbſt 
vorgenommen werden. 


Beiſpiel: 
Eine Sandgrube befördert den Sand mit eige⸗ 


nen Laſtwagen an die Bauſtelle. Eine Brauerei 
liefert Bier mit eigenen Wagen an die Gaſtwirte. 


In der Regel wird die Beförderung durch 
Frachtführer vorgenommen. Frachtführer iſt, 
wer es gewerbsmäßig übernimmt, die Beförderung 
von Gütern zu Lande oder auf Flüſſen oder ſonſtigen 
Binnengewäſſern auszuführen (Hinweis auf § 425 
HGB). 

Beiſpiel: 

Eine Sandgrube läßt den Sand durch die 
Reichsbahn zur Bauſtelle befördern. Eine Maſchi⸗ 
nenfabrik übergibt die Maſchinen einem „Unter⸗ 
nehmer von Güterfernverkehr“ zur Beförderung an 
den Abnehmer der Maſchinen. 


Die Beförderung zur See erfolgt durch den 
Verfrachter. Der Verfrachter verpflichtet ſich zur 
Beförderung von Gütern durch ein Seeſchiff nach 
einem beſtimmten Ort gegen Zahlung eines Entgelts. 
Reeder iſt der Eigentümer eines ihm zum Er⸗ 
werb durch die Seeſchiffahrt dienenden Schiffes. 
Reeder und Verfrachter ſind in der Regel 
perſoneneins. 


Beiſpiel: 


Eine Ausfuhr⸗Handelsfirma ſchließt mit einer 
Reederei einen Seefrachtvertrag über die Beförde⸗ 
rung von Waren nach Überſee ab. 


3. Die Fracht im Neuen Finanzplan 


a) Zahlung des Entgelts an den Frachtführer, 
b) Erſtattung von Frachtauslagen. 


In vielen Fällen ſchließen die Verſender der 
Ware die Verträge mit den Frachtführern oder Ver⸗ 
frachtern nicht ſelbſt ab, ſondern bedienen ſich eines 
Spediteurs. Spediteur iſt, wer es gewerbs⸗ 
mäßig übernimmt, Güterverſendungen durch Fracht⸗ 
führer oder durch Verfrachter von Seeſchiffen für 
Rechnung einer anderen Perſon im 
eigenen Namen zu beſorgen. Der Spediteur iſt, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, befugt, die 
Beförderung ſelbſt auszuführen. Er hat zu⸗ 
gleich die Rechte und Pflichten eines Fracht⸗ 
führers oder Verfrachters, wenn er von 
dieſer Befugnis Gebrauch macht. 

Beiſpiel: 

Eine Maſchinenfabrik übergibt ihrem Spedi⸗ 
teur drei Kiſten mit Maſchinen. Eine Kiſte iſt für 
Überſee beſtimmt. Bei der zweiten Kiſte handelt es 
ſich um eine eilige Sendung in das europäiſche Aus⸗ 
land. Die dritte Kiſte iſt beſonders ſperrig. Sie iſt 
für Deutſchland beſtimmt. Der Spediteur wählt die 
Frachtführer aus, die die einzelnen Kiſten am zweck⸗ 
mäßigſten befördern. Er ſchließt die Frachtverträge 
im eigenen Namen für Rechnung der Maſchinen⸗ 
fabrik ab. Er kann die Beförderung auch ſelbſt vor⸗ 
nehmen. In dieſem Fall kann er von der Maſchinen⸗ 
fabrik die gewöhnliche Fracht, die Proviſion 
und die ſonſt beim Spediteurgeſchäft regelmäßig 
vorkommenden Koſten verlangen. 


Die Bezahlung der Fracht erfolgt je 
nach den Verträgen, die die Beteiligten untereinander 
geſchloſſen haben, durch den Abſender der Güter 
oder durch den Empfänger. Sie iſt an den Spedi⸗ 
teur oder an den Frachtführer zu entrichten. Es 
kommt oft vor, daß der Abſender die Fracht im 
Verhältnis zum Frachtführer oder Spedi⸗ 
teur trägt, daß im Verhältnis zwiſchen Abſender 
und Empfänger aber der Empfänger für die 
Fracht belaſtet wird. 


Beiſpiel: 

Ein Kalkwerk liefert Kalk an eine Eiſenhütte 
frei Abgangsſtation. Das Kalkwerk bezahlt die 
Reichsbahnfracht bis zum Bahnhof der Eiſenhütte. 
Das Kalkwerk belaſtet die Hütte für die Fracht, die 
es verauslagt hat. 


Die Fracht, die der Abſender vertraglich zu 
übernehmen hat, ſind Unkoſten, die auf der Ware 
laſten. Dieſe Unkoſten haben die Beſonderheit, daß ſie 
nicht mit der Herſtellung oder mit dem Vertrieb der 
Ware unmittelbar zuſammenhängen. Sie ent⸗ 
ſtehen erſt nach Verkauf der Ware, in der Regel außer⸗ 
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halb des Betriebs des Abſenders. Sie können für Er⸗ 
zeuger derſelben Ware völlig verſchie⸗ 
den ſein. Die Höhe dieſer Unkoſten kann bei 
Maſſengütern die Wettbewerbsverhältniſſe 
völlig umgeſtalten, je nach dem Standort der ver⸗ 
ſchiedenen Erzeuger. 

Der Spediteur zahlt die Fracht zwar im 
eigenen Namen, aber für Rechnung des Abſenders. 
Die Fracht iſt wirtſchaftlich geſehen für den 
Spediteur ein durchlaufender Poſten. Er hat auf ihre 
Höhe in der Regel keinen Einfluß. 

Ahnliches gilt für Frachten, die Frachtführer 
und Verfrachter an Frachtführer zahlen, von 
denen ſie den Transport als Nachmänner übernehmen. 

Die volkswirtſchaftliche und die 
privatwirtſchaftliche Sonderſtellung 
der Fracht führte wie im Umſatzſteuer⸗ 
recht jo auch im Steuergutſcheinver⸗ 
fahren zu einer beſonderen Behand⸗ 
lung. 


2. Die Fracht im Umſatzſteuerrecht 


a) Zahlung des Entgelts an den Fracht⸗ 

führer 

Frachten, die unter das Beförderung 
ſteuergeſetz fallen, ſind von der Umſatzſteuer be⸗ 
freit (Hinweis auf § 4 Ziffer 9 UStG 1934). Unter 
das Beförderungſteuergeſetz fallen unter anderem die 
folgenden Tatbeſtände (Hinweis auf Beförderung⸗ 
ſteuergeſetz vom 29. Juni 1926 unter Berückſichtigung 
des Geſetzes zur Anderung des Beförderungſteuer⸗ 
geſetzes vom 2. Juli 1986): 


a) die Beförderung von Gütern auf Schienen⸗ 
bahnen, 

8) die Beförderung von Gütern, ſoweit fie im Geſetz 
über den Güterverkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen vom 26. Juni 1935 geregelt iſt, 

y) die Beförderung von Gütern im Werkverkehr 
mit Kraftfahrzeugen außerhalb eines Umkreiſes 
von 50 km, gerechnet vom Standpunkt des Kraft- 
fahrzeugs. 

Es iſt zu beachten, daß nur die Leiſtung des 
Unternehmers ſteuerfrei iſt, der die Beförderung 
wirklich ausführt. Steuerpflichtig ſind auch 
die Beförderungen von Perſonen und Gütern durch 
Kraftfahrzeuge, ſoweit fie von der Beförde- 
rungſteuer befreit ſind oder die Beförderungſteuer 
allgemein nicht erhoben wird (Hinweis auf 8 34 
Abſatz 2 USt DB 1988). 

Beförderungen auf Waſſerſtraßen, das 
Schleppen von Schiffen und Flößen, die Ver⸗ 
charterung und die Vermietung von 
Schiffen für die See⸗ und Binnenſchiffahrt ſind 
834 Abſatz 1 USt DB 1938 gemäß umſatzſteuer⸗ 
frei. 

e el 

Der Beſitzer eines Sandwerks läßt Sand durch 
Binnenſchiffer an die Bauſtelle befördern. Das Ent⸗ 
gelt für die Beförderung iſt umſatzſteuerfrei. Be⸗ 
fördert das Sandwerk den Sand in eigenen 
Kähnen zur Bauſtelle, ſo teilt dieſe Nebenleiſtung 


das Schickſal der Hauptleiſtung. Das Entgelt für 
Sandlieferung und Beförderung iſt umſatzſteuer⸗ 
pflichtig. 

Erſtreckt ſich eine Beförderungsleiſtung ſowohl 
auf das Inland als auch auf das Ausland, ſo 
fällt nur der inländiſche Teil der Leiſtung unter 
das Umſatzſteuergeſetz (Hinweis auf § 7 Abſatz 3 
USt DB 1938). 


Beiſpiel: 

Waren werden im Flugzeug von Berlin nach 
Budapeſt befördert. Umſatzſteuerpflichtig iſt nur die 
in Deutſchland erbrachte Beförderungsleiſtung. Eine 
Beſonderheit liegt hier noch inſoweit vor, als das 
Protektorat umſatzſteuerrechtlich als Ausland gilt. 


b) Erſtattung der Frachtauslagen an 
Abſender, Spediteur, Frachtführer 
oder Verfrachter 


Das Umſatzſteuerrecht ſieht Vergünſtigungen vor, 
wenn ein Unternehmer Auslagen an Beförderungs⸗ 
koſten gehabt hat. Auslagen liegen nur dann vor, 
wenn die Beförderung durch einen anderen Unter⸗ 
nehmer ausgeführt wurde. 


Die Fracht gehört umſatzſteuerrechtlich überhaupt 
nicht zum Entgelt, wenn ſie für Rechnung 
und im Namen eines Anderen vereinnahmt und 
verausgabt wird (durchlaufende Poſten im Sinn des 
Umſatzſteuerrechts). 


Beiſpiel: 

Die Maſchinenfabrik A beauftragt den Unter⸗ 
nehmer für Güterfernverkehr Bim Namen und für 
Rechnung ihres Abnehmers C eine Maſchine an C 
zu befördern. A entrichtet die Fracht. C zahlt an A 
den Kaufpreis für die Maſchine und erſtattet die 
Frachtauslagen des A. Die Fracht gehört nicht zum 
umſatzſteuerrechtlichen Entgelt. 


Fracht, die ein Unternehmer im eigenen 
Namen verauslagt, gehört zum Entgelt. 
Der Unternehmer kann aber Auslagen, die ihm da⸗ 
durch entſtehen, daß er die Ware an den Abnehmer 
verſendet, von dem Entgelt für die ſteuerpflich⸗ 
tige Lieferung abziehen. Er muß die Auslagen bei der 
Abrechnung dem Abnehmer kenntlich machen 
(Hinweis auf 8 49 Abſatz 1 USt DB 1938). Die Be⸗ 
förderungskoſten können auch dann abgeſetzt werden, 
wenn der Abſender die Ware an den Abnehmer 
frachtfrei liefert. Es iſt gleichgültig, ob die Be⸗ 
förderungskoſten im Preis der Lieferung enthalten 
ſind oder nicht. 


Beiſpiel: 

Die Maſchinenfabrik A liefert Maſchinen fracht⸗ 
frei an das Flugzeugwerk B. Sie beauftragt den 
Unternehmer von Güterfernverkehr C mit der Ver⸗ 
ſendung der Maſchinen. Sie kann die Fracht, die ſie 
an C entrichtet hat, vom umſatzſteuerlichen Entgelt 
für die Lieferung der Maſchinen kürzen, wenn ſie 
die Auslagen dem Flugzeugwerk B kenntlich macht. 
Der Abzug wäre nicht möglich, wenn die Maſchinen⸗ 
fabrik die Maſchinen im eigenen Laſtwagen an das 
Flugzeugwerk befördert hätte. 
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Spediteure, Frachtführer und Ver- 
frachter ſind umſatzſteuerrechtlich noch beſon⸗ 
ders begünſtigt. Sie können Frachtauslagen, die 
ihnen nachweislich dadurch entſtehen, daß ſie die Be⸗ 
förderung von Perſonen oder Gegenſtänden durch 
einen anderen Unternehmer ausführen laſſen, vom 
Entgelt für ihre ſteuerpflichtige Leiſtung abziehen, 
und zwar auch dann, wenn ſie dieſe Auslagen in ihrer 
Abrechnung nicht kenntlich machen (Hinweis auf 
§ 49 Abſatz 2 USt DB 1938). 

Beiſpiel: 

Ein Spediteur hat für eine Maſchinenfabrik 
einen Transport nach Hamburg auszuführen. Er 
beauftragt mit der Durchführung des Transports 
einen Frachtführer. Die Fracht, die der Spediteur 
an den Frachtführer zahlt, wird vom umſatzſteuer⸗ 
pflichtigen Entgelt auch dann gekürzt, wenn ſie aus 
der Abrechnung des Spediteurs gegenüber der 
Maſchinenfabrik nicht zu erſehen iſt. 


3. Die Fracht im Neuen Finanzplan 


a) Zahlung des Entgelts an den Fracht⸗ 
führer 


Der Begriff Lieferung und Leiſtung im $2 N 
iſt dem Umſatzſteuerrecht entnommen. Es iſt jedoch 
ausdrücklich zu betonen, daß ſich Befreiungen 
von der Umſatzſteuer nicht auf das Steuergutſchein⸗ 
verfahren erſtrecken. Auch das Verhältnis zwiſchen 
Inland und Ausland iſt im 8 10 der erſten 
N§ DV abweichend vom Umſatzſteuerrecht geregelt 
(Hinweis auf Reinhardt, Kommentar zum Neuen 
Finanzplan, Erläuterungen zu § 10 DO). 


Frachten find daher grundſätzlich fteuergut- 
ſcheinfähig, auch ſoweit fie$ 4 Ziffer 9 UStG 1934 
gemäß nicht umſatzſteuerpflichtig ſind. Die 
wichtigſten Frachtführer find jedoch durch beſon⸗ 
dere Vorſchriften vom Steuergutſcheinverfahren be⸗ 
freit worden. § 7 Satz 2 der erſten NF DO be⸗ 
ſtimmt, daß Reichsbahn und Reichs poſt nicht 
verpflichtet ſind, Steuergutſcheine an Zahlungſtatt 
anzunehmen. Der Reichsminiſter der Finanzen hat 
durch beſonderen Erlaß den Reichs-Kraft⸗ 
wagen ⸗Betriebsverband von der Verpflich- 
tung befreit, Steuergutſcheine entgegenzunehmen. Die 
Beförderungsentgelte auf dem Gebiet des Güterfern⸗ 
verkehrs ſtehen nicht den Unternehmern von Güter⸗ 
fernverkehr, ſondern kraft Geſetzes dem Reichs⸗ 
Kraftwagen⸗Betriebsverband zu (Hinweis auf § 15 
des Geſetzes über den Güterfernverkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen vom 26. Juni 1935). Dieſe Regelung beſteht 
im öffentlichen Intereſſe zur Erzielung 
eines gerechten Leiſtungswettbewerbs zwiſchen Eiſen⸗ 
bahnen und Kraftfahrzeugen. Die Einführung der 
Steuergutſcheine in das Frachtabrechnungsverfahren 
des Verbandes wäre nur mit erheblichen Schwierig⸗ 
keiten möglich. Die Befreiung iſt für das Steuergut⸗ 
ſcheinverfahren ohne beſondere Bedeutung, da die 
einzelnen Frachtbeträge meiſt unter 500 RM liegen. 
Der Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband, Kraft⸗ 
wagenleitung Weſt, wurde im Zuſammenhang mit 
dem Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband vom Steuer⸗ 
gutſcheinverfahren ausgenommen. 


Die anderen Frachtleiſtungen, die 
von inländiſchen Frachtführern und 
Verfrachtern bewirkt werden, ſind 
ſteuergutſcheinfähig. Es können alſo in 
Steuergutſcheinen bezahlt werden Entgelte für die 
Beförderung von Gütern: 

a) im Eiſenbahnverkehr — außer der Reichsbahn, 

b) im Güterfernverkehr — ſoweit nicht die Entgelte 
an den Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband zu 
zahlen ſind, 

c) im Luftverkehr, 

d) im Seeſchiffahrtsverkehr, 

e) im Binnenſchiffahrtsverkehr. 


Bei Eiſenbahnen wird oft von dem Bank⸗ 
ſtundungs verfahren der Deutſchen Verkehrs⸗ 
Kreditbank Gebrauch gemacht. Der Frachtkunde weiſt 
bei dieſem Verfahren die Verkehrs⸗Kreditbank zur 
Zahlung der Frachten an. Dadurch wird der Kunde 
von ſeiner Schuld gegenüber der Eiſen⸗ 
bahn befreit. Er wird in Höhe der Fracht 
Schuldner der Bank. Dieſe Schuld kann der Kunde 
nicht in Steuergutſcheinen zurückzahlen, denn er 
ſchließt mit der Verkehrs⸗Kreditbank ein Kredit⸗ 
geſchäft ab. Das gleiche gilt, wenn der Abſender 
bei der Eiſenbahn ſel b ſt einen Frachtkredit 
aufnimmt. Der Frachtkredit wird gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung von den Eiſenbahnen gewährt. Die Stun⸗ 
dung der Fracht ſtellt ein Kreditgeſchäft 
zwiſchen dem Abſender und der Eiſenbahn dar. Die 
Rückzahlung des Frachtkredits kann nicht in Steuer⸗ 
gutſcheinen erfolgen. 


Bei dem Seeſchiffahrtsverkehr liegt 
eine Beſonderheit darin, daß oft die Beförderungs- 
leiſtung beinahe ausſchließlich im Ausland erbracht 
wird. Der Neue Finanzplan läßt Ausnahmen vom 
Steuergutſcheinverfahren im Verhältnis zwiſchen In⸗ 
land und Ausland für Perſonen ohne Be⸗ 
triebſtätten im Reichs gebiet und für au3- 
ländiſche Waren zu (Hinweis auf 8 10 NF DO). 
Dieſe Vorausſetzungen treffen bei Reedereien nur in 
ſeltenen Fällen zu. Inländiſche Reedereien haben 
ohne weiteres eine Betriebſtätte im Inland. 
Ausländiſche Reedereien beſitzen meiſt inlän- 
diſche Agenturen. Danach ſind Inländer, viel⸗ 
fach deutſche Reeder, berechtigt, für die ausländiſchen 
Reedereien Transportverträge abzuſchließen, Zah⸗ 
lungen entgegenzunehmen und Zahlungen für Rech. 
nung der ausländiſchen Reeder im Inland zu leiſten. 
In dieſen Fällen kann auch an die ausländiſchen 
Reeder in Steuergutſcheinen gezahlt werden. 
Denn der ausländiſche Reeder begründet durch 
die Beſtellung eines ſtändigen Vertreters (Agent) 
regelmäßig eine inländiſche Betriebſtätte. 

Der Binnenſchiffahrtsverkehr wird 
im weſentlichen von Reedereien und von Klein⸗ 
ſchiffern betrieben. Die Kleinſchiffer ſind im 
Schiffer⸗Betriebs⸗Verband, einer Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts, zuſammengeſchloſſen. 
Meldeſtellen ſorgen in jedem Stromgebiet für 
eine möglichſt gleichmäßige Beſchäftigung der Schiffer. 
Die Frachten find an die Kleinſchiffer ſelbſt 
zu zahlen. Teilweiſe bedienen ſich auch die Reeder der 
Kleinſchiffer. Die Fracht wird dann vor dem Ver⸗ 
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lader an den Reeder und von dem Reeder an 
den Kleinſchiffer gezahlt. Die Verwertung der 
Steuergutſcheine durch die Kleinſchiffer dürfte gewiſſe 
Schwierigkeiten machen, da es ſich im weſentlichen um 
Perſonen handelt, die in Geldgeſchäften nicht bewan⸗ 
dert ſind und die außerdem ihren Aufenthaltsort 
ſtändig wechſeln. Die Frage wird am zweckmäßigſten 
durch gemein ſame Verwertung im Rahmen 
einer Organiſation gelöſt. 


b) Erſtattung von Frachtaus lagen 
89 Ziffer 2 der Zweiten NF DVO: 


„Die Vorſchriften des § 2 des Geſetzes finden 
nicht Anwendung: 


2. auf Auslagen an nicht ſteuergutſcheinfähigen Frach⸗ 
ten und Gebühren, an Verſicherungsentgelten, 
Zöllen und Ausgleichſteuern, die Spediteure, 
Frachtführer und Verfrachter ihren Auftraggebern 
kenntlich machen.“ 


Die Befreiungsvorſchrift hat die folgenden Vor⸗ 
ausſetzungen: 

a) fie gilt nur für Spediteure, 
führer und Verfrachter, 

5) dieſe müſſen Beträge für Frachten, Gebühren uſw. 
verauslagt haben, 

y) es darf nicht möglich geweſen fein, die Auslagen 
in Steuergutſcheinen zu bezahlen, 

o) die Auslagen müſſen den Auftraggebern der Spe- 
diteure, Frachtführer und Verfrachter kenntlich 
gemacht werden. 

Die Begriffe Spediteure, Frachtführer 
und Verfrachter ſind im Abſchnitt 1 dieſes Auf⸗ 
ſatzes erklärt worden. 

Beſonders zu beſprechen ſind die folgenden Fälle, 
in denen Frachten durch andere Unternehmer als 
Spediteure uſw. entrichtet werden. 

Der Abſender der Ware hat vertraglich die Be⸗ 
förderungskoſten übernommen. Er entrichtet die 
Fracht bei Aufgabe des Gutes. Die Fracht iſt ein Teil 
des Entgelts. Der Abſender iſt nicht berechtigt, 
Steuergutſcheine für den Teil des Entgelts 
zurückzuweiſen, der auf die Fracht entfällt. 
Beiſpiel: 

Die Stadt A bezieht für 3 000 RM Steine von 
dem Steinbruch B. Es iſt Lieferung „frei Emp⸗ 
fangsſtation“ vereinbart. Die Fracht beträgt 
1000 RM. Sie wird bei Aufgabe des Gutes be⸗ 
zahlt. Die Stadt hat an B 3000 RM, davon 
1200 RM in Steuergutſcheinen und 1800 RM in 
Geld zu zahlen. 


Im nächſten Fall hat der Abſender der Ware 
ebenfalls vertraglich die Beförderungskoſten zu 
tragen. Er gibt die Ware unfrankiert auf. Der 
Empfänger verauslagt die Fracht für den 
Abſender. Der Abſender iſt in dieſem Fall nicht 
berechtigt, die Fracht an den Empfänger in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu erſtatten. Denn der Empfänger hat mit 
dem Abſender inſoweit ein Kreditgeſchäft ge⸗ 
tätigt. Es kommt nicht darauf an, ob der Emp⸗ 
fänger ſeinerſeits die Fracht in Steuergut— 
ſcheinen bezahlen konnte. 


Fracht ⸗ 


Beiſpiel: 


Die Stadt A bezieht für 3000 RM Steine 
von dem Steinbruch B. Es iſt Lieferung „frei 
Empfangsſtation“ vereinbart. Die Beförderungs⸗ 
koſten betragen 1000 RM. Die Ware wird un⸗ 
frankiert verſandt. Die Stadt verauslagt die 
Fracht. Sie kann bei Bezahlung der Rechnung die 
Beförderungskoſten nicht ohne weiteres vom 
Rechnungsbetrag abſetzen. Sie muß 1200 
AM in Steuergutſcheinen und 1800 RM in Geld 
bezahlen. Der Lieferer ſchuldet der Stadt 1000 RM 
in Geld für verauslagte Fracht. Die Stadt kann die 
beiden Geldforderungen gegeneinander aufrechnen. 
Sie zahlt an den Lieferer der Steine 1 200 RM in 
Steuergutſcheinen und 800 RM in Geld. 


Iſt der Empfänger der Steine berechtigt, 
nicht verpflichtet, in Steuergutſcheinn zu bezahlen, 
und macht er von ſeinem Recht in Steuergutſcheinen 
zu zahlen nur teilweiſe Gebrauch, ſo kann er die 
verauslagte Fracht vom Rechnungsbetrag abſetzen. 
Er zahlt dann 2000 RM, davon 800 RM in Steuer- 
gutſcheinen und 1 200 RM in Geld. 


Umſatzſteuerrechtlich könnte der Lieferer 
in den beiden oben aufgeführten Beiſpielen die Be- 
förderungskoſten vom umſatzſteuerpflichtigen Entgelt 
abſetzen (Hinweis auf § 49 Abſatz 1 USt DB 1938 und 
auf Ziffer 2 dieſes Aufſatzes). Die Befreiungsvor⸗ 
ſchrift des Neuen Finanzplans iſt enger. Sie gilt nur 
für Spediteure, Frachtführer und Verfrachter. 


Ein weiterer Fall liegt ſo, daß der Empfän⸗ 
ger vertraglich die Beförderungskoſten zu bezahlen 
hat. Der Abſender entrichtet die Fracht bei Auf⸗ 
gabe des Gutes. Die Fracht iſt nicht Teil des 
Entgelts. Der Empfänger muß dem Abſender die 
Fracht in Geld erſtatten. Beide haben hinſichtlich der 
Fracht ein Kreditgeſchäft getätigt, das nicht in 
Steuergutſcheinen erfüllt werden kann. Es kommt 
nicht darauf an, ob die Fracht ſteuergutſcheinfähig iſt 
oder nicht. Dieſe Art der Vertragsgeſtal⸗ 
tung bietet die Möglichkeit, Schwierig- 
keiten zu vermeiden, die ſich bei Be. 
zahlung frachtſchwerer Waren in 
Steuergutſcheinen ergeben können 
(Hinweis auf Reinhardt, Ziffer 9 des Aufſatzes „Die 
Zweite Durchführungsverordnung zum Neuen Finanz⸗ 
plan“ in Nr. 27 der „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“). 
Beiſpiel: 

Die Stadt A bezieht für 2000 RM Steine von 
dem Steinbruch B. Die Stadt hat vertraglich die 
Fracht zu tragen. B verauslagt die Fracht bei Auf⸗ 
gabe des Gutes. Sie beträgt 1000 RM. Die Stadt 
muß an B für die Steine 800 RM in Steuergut⸗ 
ſcheinen und 1200 RM in Geld bezahlen. Außer⸗ 
dem muß fie dem B 1000 RM für verauslagte 
Fracht in Geld erſtatten. 


Nicht ſteuergutſcheinfähig iſt die 
Fracht, die auf Grund beſonderer Vor- 
ſchriften nicht in Steuergutſcheinen bezahlt werden 
kann. Unerheblich iſt, ob der Spediteur die Fracht, 
deren Bezahlung in Steuergutſcheinen 
möglich iſt, aus beſonderen Gründen in Geld be- 
zahlt hat. Eine Fracht kann auch deshalb grund- 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 35 / 2. Sept. 1939 / S. 803 
Te m mn ß —ñv'— ͤůUP[—— à— — — — 


ſätzlich nicht als „nicht ſteuergutſcheinfähig“ an⸗ 
geſehen werden, weil das Entgelt den Betrag von 
500 RM nicht erreicht und deshalb nicht in Steuergut⸗ 
ſcheinen bezahlt werden kann. Nicht ſteuergut⸗ 
ſcheinfähig find Frachten, die an die Reichs ⸗ 
bahn, an die Reichs poſt und an den Reichs⸗ 
Kraftwagen⸗Betriebsverband zu zahlen 
ſind. Das gleiche gilt für alle Frachten und Gebühren, 
die an Unternehmer zu zahlen ſind, die keine 
Betriebſtätte im Reichsgebiet haben. Steuer⸗ 
gutſcheinfähig find alle anderen Frachten 
(Hinweis auf Abſchnitt 22 dieſes Auf⸗ 
ſatz e 8). 

Zur Kenntlichmachung der Frachtauslagen 
iſt erforderlich, daß die Beträge dem Auftraggeber 
geſondert angegeben werden. Eine beſondere 
Form iſt nicht vorgeſchrieben. Die Kenntlichmachung 


muß nicht in oder unter der Rechnung geſchehen, ſon⸗ 
dern es genügt, daß fie ſich aus dem Schrift⸗ 
wechſel ergibt, der mit der Leiſtung des Spedi⸗ 
teurs, Frachtführers, oder Verfrachters in Zuſammen⸗ 
hang ſteht. Der Betrag muß nicht aufgeglie- 
dert werden. Es genügt, daß die Auslagen an 
nicht ſteuergutſcheinfähigen Frachten in Summe an⸗ 
gegeben werden. Beſorgt der Spediteur, 
Frachtführer oder Verfrachter die Be⸗ 
förderung von Gütern für mehrere 
Auftraggeber in einer Sendung, ſo 
kann er die nicht ſteuergutſcheinfähige 
Geſamtfracht anteilig auf die einzel- 
nen Auftraggeber umlegen. Dabei 
ſchadet es nicht, wenn er Annäherungs⸗ 
beträge einſetzt (Hinweis auf Eildienſtnach⸗ 
richten der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1939 Nr. 28). 


Die steuerliche Bedeutung der Aufsichtsratsvergütungen 


Von Obersteuerinspektor Henze, Berlin, Reichsfinanzministerium 


ha 


1. Einführung, 

2. Die Beſteuerung der Aufſichtsratsvergütungen beim 
Empfänger, 

3. Die ſteuerliche Bedeutung der Aufſichtsratsvergütungen 
bei der zahlenden Geſellſchaft, 


1. Einführung 

Die grundlegenden Vorſchriften über den Auf⸗ 
ſichtsrat und die Aufſichtsratsmitglieder ſind im 
Vierten Teil, Zweiter Abſchnitt des Aktiengeſetzes 
vom 30. Januar 1937 (RGBl. 1 S. 107, RStBl. 1937 
S. 177) enthalten. Dieſe Vorſchriften gelten nicht nur 
für Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, ſondern ſie bilden im weſentlichen auch 
die Richtlinien für alle anderen Körperſchaften. 


Die Aufgabe des Aufſichtsrats beſteht § 95 
des Aktiengeſetzes gemäß darin, daß er die Ge⸗ 
ſchäftsführung der Geſellſchaft zu überwachen 
hat. Für die Überwachungstätigkeit kann den Mit⸗ 
gliedern des Aufſichtsrats eine Vergütung gewährt 
werden (§ 98 des Aktiengeſetzes). 


Dieſe Vergütungen haben 
ſteuerliche Bedeutung. 


2. Die Beſteuerung der 
beim Empfänger 


§ 18 Abſatz 1 Ziffer 3 EStG gemäß gehören die 
Vergütungen für die Tätigkeit als Aufſichtsratsmit⸗ 
glied beim Empfänger zu den Einkünften aus ſelb⸗ 
ſtändiger Arbeit. 

Der Einkommenſteuerveranlagung wird die Ver⸗ 
gütung mit dem Betrag zugrunde gelegt, den das Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied tatſächlich ausgezahlt er⸗ 
halten hat. 

Von den erhaltenen Vergütungen kann der 
Steuerpflichtige nur die Betriebsausgaben abſetzen, 
die durch die Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied ver⸗ 
anlaßt ſind, die alſo mit der Ausübung der 


eine beſondere 


Aufſichtsratsvergütungen 


4. Die Abgrenzung der Aufſichtsratsvergütungen gegenüber 
anderen Entgelten, 
a) Begriff „Aufſichtsrat“, 
b) Begriff „Aufſichtsratstätigkeit“, 
e) Begriff „Aufſichtsratsvergütung“, 
5. Schluß. 


Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied in unmittel⸗ 
barem Zuſammenhang ſtehen. 

Dabei kann es ſich z. B. um Schadenerſatzan⸗ 
ſprüche aus der Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied, 
Aufwendungen zur Ablöſung von Haftungsanſprüchen 
uſw. handeln. 

Nicht abzugsfähig ſind Aufwendungen, 
die die Vorausſetzungen zur Ausübung und 
Erhaltung und Weiterführung der Aufſichtsratstätig⸗ 
keit ſchaffen. Auch Verluſte aus dem Beſitz an Aktien 
der betreffenden Geſellſchaft und Verluſte aus Bürg⸗ 
ſchaften, die ein Aufſichtsratsmitglied im Intereſſe 
der Geſellſchaft übernommen hat, können nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. 

Neben der Einkommenſteuer ſind die Ver⸗ 
gütungen der Auffichtsratsmitglieder einer Son- 
derbelaſtung unterworfen. 

Die Sonderbelaſtung iſt durch die Verordnung 
des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 als Zu- 
ſchlag zur Einkommenſteuer eingeführt 
worden. 

Dieſe urſprüngliche Erhebung im Weg der Ver⸗ 
anlagung wurde ab 1. April 1933 durch das 
Steuerabzugsverfahren erſetzt. Die Ab⸗ 
gabe wurde aus dem Zuſammenhang mit der Ein⸗ 
kommenſteuer herausgenommen (Verordnung vom 
30. März 1933). Es handelt ſich ſeitdem nicht mehr 
um Zuſchläge zur Einkommenſteuer der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder, ſondern um eine beſondere Abgabe. 

Dieſe Anderung hat zur Folge gehabt, daß der 
Sonderbelaſtung alle Aufſichtsratsvergütungen nun⸗ 
mehr ohne Rückſicht auf die Perſon des Emp- 
fängers unterworfen find. Nach der früheren Rege⸗ 
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lung find nur die Perſonen zuſchlagspflichtig geweſen, 
für die nach den Vorſchriften des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes auch die Einkommenſteuerpflicht beſteht. 

Die jetzt geltende Beſteuerung der Aufſichtsrats⸗ 
vergütungen iſt durch das Geſetz über die Erhebung 
einer Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder vom 
28. März 1934 (RGBl. J S. 258, RStBl. 1934 S. 369) 
erfolgt. Die Durchführung des Geſetzes iſt bis zum 
31. März 1939 durch die Verordnung vom 6. Februar 
1935 geregelt geweſen. Der Steuerabzug hat bis da⸗ 
hin grundſätzlich 10 vom Hundert der Vergütungen 
betragen. 

Aus Anlaß der Anderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes durch das Geſetz vom 17. Februar 1939 
(RGBl. J S. 283, RStBl. 1939 S. 305) iſt der Steuer⸗ 
ſatz für die Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder von 
10 vom Hundert auf 20 vom Hundert der Vergütun⸗ 
gen erhöht worden. Der erhöhte Steuerſatz kommt 
für die Aufſichtsratsvergütungen zur Anwendung, die 
den Aufſichtsratsmitgliedern nach dem 31. Mär z 
1939 zufließen. } 

Durch diefe Anderung iſt auch eine Anderung der 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
über die Erhebung einer Abgabe der Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder erforderlich geweſen. Sie iſt durch die Ver⸗ 
ordnung vom 31. März 1939 (RGBl. J S. 691, RStBl. 
1939 S. 521) erfolgt. 

§ 1 der Verordnung vom 31. März 1939 lautet: 

„Inländiſche Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung und ſonſtige 
Kapitalgeſellſchaften, Genoſſenſchaften und Per⸗ 
ſonenvereinigungen des privaten und des öffent⸗ 
lichen Rechts, bei denen die Geſellſchafter nicht als 
Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen ſind, 
und ähnliche Unternehmen haben von Vergütungen 
jeder Art, die fie an die zur Überwachung beſtimm⸗ 
ten Perſonen, insbeſondere an Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrats, des Grubenvorſtands, des Gewerkſchafts⸗ 
rats (Aufſichtsratsmitglieder) gewähren, einen 
Steuerabzug für Rechnung des Aufſichtsratsmit⸗ 
glieds vorzunehmen.“ 


Abgabepflichtig iſt der volle Betrag der Auf- 
ſichtsratsvergütung ohne jeden Abzug, und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob das Aufſichtsratsmitglied 
verpflichtet iſt, ſie an eine andere Stelle abzuführen 
(8 2 Abſatz 2 BO). 

Der Steuerbetrag beträgt 20 vom Hundert der 
Vergütung, wenn der Empfänger die Steuer trägt, 
und 25 vom Hundert des an das Aufſichtsratsmit⸗ 
glied tatſächlich ausgezahlten Betrags, wenn das 
Unternehmen die Steuer übernimmt. 

Den Steuerabzug haben $ 1 VO gemäß alle in⸗ 
ländiſchen Geſellſchaften uſw. von allen ge 
zahlten Vergütungen vorzunehmen. Darunter fallen 
auch Vergütungen, die an beſchränkt Steuerpflichtige 
gezahlt werden. Bei dieſen wird § 3 Abſatz 2 VO 
gemäß mit der Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder 
durch Abzug gleichzeitig die Einkommenſteuer 
miterhoben. Der Abzug wird dann nicht in Höhe von 
20 vom Hundert, ſondern in Höhe von 28 vom 
Hundert vorgenommen, wenn der Empfänger 
die Steuer trägt. Er beträgt 38,88 vom Hundert, 
wenn das Unternehmen die Steuer übernimmt. 


Es iſt aber auch zu beachten, daß $ 1 des Geſetzes 
vom 28. März 1934 gemäß alle Vergütungen der 
Abgabe unterliegen, die ein Mitglied des Aufſichts⸗ 
rats für ſeine Tätigkeit erhält, alſo auch die Ver⸗ 
gütungen, die ein Inländer von einer aus⸗ 
ländiſchen Geſellſchaft erhält. Wenn in § 1 der 
WO über den Steuerabzug nur von inländiſchen 
Geſellſchaften die Rede iſt, ſo erklärt es ſich daraus, 
daß in den Fällen ein Steuerabzug nicht möglich iſt. 
in denen die Geſellſchaften ihren Sitz oder ihre Ge⸗ 
ſchäftsleitung im Ausland haben und demnach der 
deutſchen Steuerhoheit nicht unterliegen. Die Abgabe 
muß deshalb in ſolchen Fällen durch das Finanzamt 
gleichzeitig mit der Einkommenſteuer feſtgeſetzt und 
angefordert werden. Zuſtändig iſt das Finanzamt, 
dem die Veranlagung des Aufſichtsratsmitglieds zur 
Einkommenſteuer obliegt. 

Den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß iſt die 
Abgabe von allen Vergütungen zu erheben, die den 
Mitgliedern des Aufſichtsrats gewährt werden. 
Die Abgabe wird zu dem Zeitpunkt erhoben, in dem 
die Vergütung dem Aufſichtsratsmitglied zufließt. 
Die Vergütung fließt in dem Zeitpunkt zu, in 
dem das Aufſichtsratsmitglied über ſie verfügen 
kann. Es kommt alſo nicht darauf an, ob der Bezugs⸗ 
berechtigte die Vergütung tatſächlich einfor⸗ 
dert oder ſich nur gutſchreiben läßt. 

Die Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder ſtellt eine 
Sonderbelaſtung dar. Es wird deshalb der 
Steuerabzug dem Steuerpflichtigen auf die veranlagte 
Einkommenſteuer nicht angerechnet. Es wird 
jedoch der Einkommenſteuerveranlagung nur der Be⸗ 
trag zugrunde gelegt, den der Steuerpflichtige tatſäch⸗ 
lich erhalten hat. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß mancher Steuer⸗ 
pflichtige glaubt, durch den Steuerabzug von der Auf⸗ 
ſichtsratsvergütung ſei auch ſchon die Cinfommen- 
ſteuer abgegolten. Er gibt infolgedeſſen die erhal⸗ 
tene Vergütung in ſeiner Einkommenſteuererklärung 
nicht mehr an. 

Daraus ergibt ſich das Erfordernis, daß die Stelle 
des Finanzamts, die den Steuerabzug von Aufſichts⸗ 
ratsvergütungen prüft, die dabei feſtgeſtellten Ver⸗ 
gütungen den Einkommenſteuerſtellen mitteilt und, 
wenn ein Aufſichtsratsmitglied außerhalb des Finanz⸗ 
amtsbezirks wohnt, eine entſprechende Mitteilung an 
das Wohnſitzfinanzamt gibt. 


3. Die ſteuerliche Bedeutung der Aufſichtsratsver 
gütungen bei der zahlenden Geſellſchaft 


Die Aufſichtsratsvergütungen ſind auch von be⸗ 
ſonderer Bedeutung für die Veranlagung der zahlen⸗ 
den Geſellſchaft zur Körperſchaftſteuer. 

Die Vergütungen, die die Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrats für ihre Überwachungstätigkeit erhalten, find 
bei der Geſellſchaft an ſich Betriebsausgaben. 
§ 12 KStG beſtimmt jedoch: 

„Nichtabzugsfähig ſind die Vergütun⸗ 
gen jeder Art, die an Mitglieder des Aufſichtsrats, 
Verwaltungsrats, Grubenvorſtands oder andere mit 
der Überwachung der Geſchäftsführung beauftragte 
Perſonen gewährt werden.“ 


Dieſe Vorſchrift gilt für alle körperſchaftſteuerpflich⸗ 
tigen Gebilde, alſo für die im 8 1 KStG aufgeführten 
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Körperſchaften, 
mögensmaſſen. 

Die Aufſichtsratsvergütungen ſind 
danach nichtabzugsfähige Betriebsausgaben. 

Haben ſie den Gewinn gekürzt, ſo ſind ſie, wie bei 
den nichtabzugsfähigen Perſonenſteuern, außer⸗ 
halbder Bilanzdem Gewinn zuzuſetzen. 

Wenn die Aufſichtsratsvergütung nicht ſofort 
gezahlt, ſondern beim Jahresabſchluß 
noch geſchuldet wird, entſteht die Gewinnminde⸗ 
rung dadurch, daß für die geſchuldete Vergütung in die 
Bilanz ein Schuldpoſten eingeſtellt wird. 

Auch in dieſem Fall iſt eine Hinzurechnung in 
Höhe des Schuldpoſtens außerhalb der Bilanz vor⸗ 
zunehmen. 

Sollten die Mitglieder des Aufſichtsrats im fol⸗ 
genden Jahr auf die Auszahlung ihrer Vergütung 
verzichten, z. B. weil die Zahlung für das Unter⸗ 
nehmen nur ſchwer tragbar wäre, ſo fällt die Schuld 
fort, und in Höhe des bisherigen Schuldpoſtens wird 
ſich der Gewinn im Jahr des Verzichts erhöhen. 

In dieſem Fall muß der ſteuerliche Gewinn im 
Jahr des Verzichts um die im Vorjahr zugeſetzte Auf⸗ 
ſichtsratsvergütung gekürzt werden, und zwar auch 
außerhalb der Bilanz. Würde dieſer Abzug nicht vor⸗ 
genommen werden, ſo würde die Aufſichtsratsver⸗ 
gütung doppelt herangezogen werden. 

Die Aufſichtsratsvergütungen ſind aber nicht nur 
dann ſteuerlich von Bedeutung, wenn die Geſellſchaft 
ihr Geſchäftsjahr mit Gewinn abſchließt, ſondern 
auch wenn fie einen Ver luſt ausweiſt. Es kommt 
dann die Beſteuerung des Mindeſteinkommens 
in Betracht. 

§ 17 KStG gemäß werden u. a. der Beſteuerung 
als Mindeſteinkommen zugrunde gelegt die 
Vergütungen, die an Mitglieder des Aufſichtsrats, 
Verwaltungsrats, Grubenvorſtands oder andere mit 
der Überwachung der Geſchäftsführung beauftragte 
Perſonen gewährt werden. 

Steuergegenſtand iſt bei der Mindeſtbeſteuerung 
nicht das tatſächliche Einkommen. Neben anderen be⸗ 
ſtimmten Aufwendungen gehören dazu auch die Lei⸗ 
ſtungen der Geſellſchaft an die Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder. Dabei ſpricht der Gedanke mit, daß 
die Erhebung der Mindeſtſteuer gerechtfertigt iſt, wenn 
die Geſellſchaft und der Aufſichtsrat trotz eines Ver⸗ 
luſtes dafür find, daß die Aufſichtsratsmitglieder eine 
Vergütung erhalten. 

8 17 Abſatz 1 Ziffer 2 ſtimmt in ſeinem Wortlaut 
mit 8 12 Ziffer 3 KStG ſüberein, d. h. für die Mindeſt⸗ 
beſteuerung kommen die gleichen Beträge in Betracht, 
die § 12 Ziffer 3 gemäß als Betriebsausgaben nicht 
abzugsfähig ſind. 

Beim Abzugsverbot iſt der Zeitpunkt des 
„Gewährens“ ohne Bedeutung, weil die Auf⸗ 
ſichtsratsvergütungen dem Bilanzgewinn zugeſetzt wer⸗ 
den, den ſie gemindert haben. 

Bei der Mindeſtbeſteuerung dagegen ent⸗ 
ſteht für den Fall, daß die Aufſichtsratsvergütungen 
nicht in laufenden Bezügen beſtehen, die Frage, in 
welchem Jahr die Vergütungen einzurechnen ſind. 

Dazu beſtimmt 830 Abſatz 1 der Erſten KSt DVO, 
daß die Aufſichtsratsvergütungen als Mindeſteinkom⸗ 
men dem Kalender⸗ (Wirtſchafts⸗) Jahr zuzurechnen 


Perſonenvereinigungen und Ver⸗ 


find, für das fie gewährt worden find. Die Mindeſt⸗ 
beſteuerung iſt alſo nicht abgeſtellt auf die Bilanzie⸗ 
rung und die buchmäßige Verrechnung der Vergütun⸗ 
gen, ſondern die Vergütungen ſollen in dem Jahr 
zum Anſatz kommen, für das ſie gewährt worden ſind. 

Wird alſo z. B. für das Verluſtjahr 1937 im März 
1938 die Ausſchüttung einer Vergütung beſchloſſen, ſo 
iſt dieſe 8 30 Abſatz 1 der Erſten KSt DO gemäß als 
Mindeſteinkommen bei der Veranlagung im Kalender⸗ 
jahr 1937 zu erfaſſen. 

Dieſer Auslegung des Zeitpunktes des „Gewäh⸗ 
rens“ entſpricht auch die Beſtimmung des $ 30 Ab⸗ 
ſatz 2 der Erſten KSt DO. Danach find Vergütun⸗ 
gen, die rückwirkend für bereits abgelaufene 
Kalender⸗ (Wirtſchafts⸗) Jahre gewährt werden, für 
die Berechnung und für den Fall der Beſteuerung als 
Mindeſteinkommen dem Kalender- (Wirtſchafts⸗) Jahr 
zuzurechnen, das der Beſchlußfaſſung un mittel- 
bar vorausgeht. 

Durch die Vorſchrift des § 30 Abſatz 2 der Erſten 
KStV ſoll eine Wiederaufrollung bereits abge⸗ 
ſchloſſener Veranlagungen verhindert werden. 

Beſchließt alfo im März 1939 eine Geſellſchaft, 
ihren Aufſichtsratsmitgliedern nachträglich für die 
Wirtſchaftsjahre 1936, 1937 und 1938 je eine Ver⸗ 
gütung zu gewähren, ſo wird die Summe der Ver⸗ 
gütungen bei der Mindeſtbeſteuerung im Kalender⸗ 
jahr 1938 angerechnet. 

Es iſt auch zu beachten, daß die Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen neben den anderen Vergütungen, die im 
§ 17 Abſatz 1 Ziffer 3 KStG bezeichnet find, als Min⸗ 
deſteinkommen bei den Genoſſenſchaften zu⸗ 
grunde gelegt werden, die $ 4 KStG 1925 gemäß 
ſteuerbegünſtigt ſind. Die Steuerbefreiung der 
Gewinne dieſer Genoſſenſchaften ſchließt die Mindeſt⸗ 
beſteuerung der Vergütungen nicht aus. 


4. Die Abgrenzung der Aufſichtsratsvergütungen 
gegenüber anderen Entgelten 

Der Rechtsanſpruch, aus dem eine Perſon 
von einer Geſellſchaft eine Vergütung erhält, kann 
verſchiedener Art ſein. Es ſoll dabei zu⸗ 
nächſt nur an die Vergütungen gedacht ſein, die für 
eine perſönliche Leiſtung gewährt werden. 

In den meiſten Fällen wird es ſich um Vergütun⸗ 
gen für Arbeits leiſtungen im Angeſtelltenverhält⸗ 
nis handeln. Für dieſe Vergütungen kommt beim 
Empfänger die Einkommenſteuerpflicht § 19 ESt 
gemäß in Betracht. Bei der zahlenden Geſellſchaft ſind 
fie als Lohn⸗ und Gehalts zahlungen ab- 
zugsfähige Betriebsausgaben. 

Es können auch, wie oben behandelt, Vergütungen 
für die Überwachungstätigkeit als Mitglied des Auf⸗ 
ſichtsrats fein. Dieſe find, wie dargelegt, $ 18 Abſatz! 
Ziffer 3 EStG gemäß auch als Einkünfte ſteuerpflich⸗ 
tig, aber daneben der Sonderbelaſtung 
unterworfen. Bei der zahlenden Geſellſchaft 
ſind dagegen dieſe Vergütungen nicht abzugs⸗ 
fähig und gegebenenfalls als Mindeſteinkom⸗ 
men zu verſteuern. 

Es kann ſich ſchließlich auch um Vergütungen für 
Leiſtungen imfreien Beruf uſw. handeln, wie ſie 
im § 18 Abſatz 1 Ziffer 1 EStG bezeichnet find. Dieſe 
Vergütungen ſind ebenfalls der bezeichneten Beſtim⸗ 
mung gemäß einkommenſteuerpflichtig. Für die zah⸗ 
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lende Geſellſchaft find dieſe Beträge als Betriebsaus⸗ 
gaben abzugsfähig. 

Für welche Art der Betätigung die Vergütung 
gezahlt wird, iſt alſo für die Einkommenſteuer 
des Empfängers nicht ſo bedeutungsvoll oder nur 
weſentlich für die Einreihung in die richtige Einkunfts⸗ 
art. Die Einkommenſteuer würde in jedem 
Fall erhoben werden. 

Dagegen kommen für die Abgabepflichtals 
Sonderbelaſtung (Geſetz vom 28. März 1934) 
und für das Abzugsverbot beider zahlen⸗ 
den Geſellſchaft (§ 12 KStG) und die Min⸗ 
deſtbeſteuerung ($ 17 KStG) nur die Beträge 
in Betracht, die eine Geſellſchaft uſw. 

a) an Mitglieder des Aufſichtsrats, 
b) für ihre überwachungstätigkeit, 
c) als Vergütung gewährt. 

Ob dieſe drei Vorausſetzungen vorliegen, iſt nicht 
immer leicht zu erkennen. Die Abgrenzung der Auf⸗ 
ſichtsratsvergütungen gegenüber anderen Entgelten ift 
aber wegen ihrer beſonderen ſteuerlichen Bedeutung 
wichtig. 

Die Merkmale der Aufſichtsratsvergütungen wer⸗ 
den daher im folgenden behandelt. 

a) Begriff „Aufſichtsrat“ 

Im Gegenſatz zu früheren Beſtimmungen, in 
denen vom „ſatzungsmäßig beſtellten“ Aufſichtsrat die 
Rede geweſen iſt, iſt die Vorausſetzung, unter der das 
Aufſichtsorgan geſchaffen iſt, ohne Bedeutung. Es 
kommt auf die ſatzungsgemäße Beſtellung nicht 
mehr an. 

Es iſt auch belanglos, aus welchem Grund 
jemand einem Aufſichtsrat angehört; ob das Mitglied 
wegen ſeiner Sachkunde, wegen ſeines Namens oder 
wegen des von ihm vertretenen Kapitals in das Auf⸗ 
ſichtsorgan abgeordnet iſt. 

Es iſt auch einerlei, ob das Aufſichtsorgan „Auf ⸗ 
ſichtsrat“ heißt. Es genügt, daß eine Auf- 
ſichtsſtelle beſteht, und daß ſie tatſächlich und 
wirtſchaftlich die Aufgaben eines Aufſichtsrats hat. 

In der Verordnung vom 31. März 1939, die zur 
Durchführung des Geſetzes über die Abgabe der Auf- 
ſichtsratsmitglieder erlaſſen worden iſt, ſind als ſteuer⸗ 
pflichtig die Vergütungen der Perſonen bezeichnet, die 
zur überwachung der Geſchäftsführung 
beſtimmt find, ins beſondere die Mitglieder des 
Aufſichtsrats, des Verwaltungsrats, Grubenvorſtands 
und Gewerkſchaftsrats. Aus dem Wort „insbeſondere“ 
iſt zu entnehmen, daß es auf die Bezeichnung der 
Überwachungsſtelle nicht ankommt. 

Es muß ſich demnach um eine Einrichtung han⸗ 
deln, die den gleichen Zweck verfolgt, zu deſſen 
Erfüllung das Handelsrecht die Schaffung eines Auf⸗ 
ſichtsorgans vorſieht. 

Es iſt nicht erforderlich, daß die Einrichtung des 
Überwachungsorgans von einer förmlichen Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung beſchloſſen wird. 
Es genügt, daß ein Beſchluß der vereinigten Geſell⸗ 
ſchafter vorliegt, der im wirtſchaftlichen Ergebnis für 
die Beziehung der Geſellſchafter zu der Geſellſchaft der 
Einſetzung eines förmlichen Aufſichtsrats gleichſteht. 

Dabei iſt es gleichgültig, daß gegenüber Dritten 
die Wirkungen einer förmlichen Aufſichtsratsbeſtellung 
nicht eintreten. 


Die Bildung des Überwachungsorgans braucht 
auch nicht ſchriftlich niedergelegt zu ſein. Sie 
kann ſichgewohnheits mäßig entwickelt haben. 

Maßgebend iſt lediglich, daß eine Überwachung 
der Geſchäftsführung erfolgt, und daß ſie gegen eine 
Vergütung ausgeübt wird, die im wirtſchaftlichen Er⸗ 
gebnis alle Merkmale der üblichen Aufſichtsrats⸗ 
vergütungen aufweiſt. 

b) Begriff „Aufſichtsratstätigkeit“ 

Nur die Vergütungen find von beſonderer 
ſteuerlicher Bedeutung, die für die Über- 
wachungstätigkeit gezahlt werden. 

Wie eingangs erwähnt, iſt die Überwachung der 
Geſchäftsführung die eigentliche Aufgabe des 
Aufſichtsrats. 

Nach dem früheren Recht (8 246 Abſatz 3 HGB) 
iſt es der Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags über⸗ 
laſſen geweſen, dem Aufſichtsrat weitere Obliegen⸗ 
heiten zu übertragen. Dieſe Beſtimmung hat oft zu 
einer Verwiſchung der Aufgaben des Aufſichtsrats 
mit denen des Vorſtands geführt. Das Beſtreben der 
Aufſichtsratsmitglieder und auch der Geſellſchaft iſt in 
ſolchen Fällen dahin gegangen, nicht Aufſichts⸗ 
ratsvergütungen, ſondern Arbeits- 
lohn anzunehmen, weil die ſteuerliche Belaſtung da⸗ 
für eine geringere iſt. 

Das Aktiengeſetz vom 30. Januar 1937 hat eine 
Trennung zwiſchen Geſchäftsführung und Auf⸗ 
ſicht herbeigeführt. Die Aufgabenkreiſe der beiden 
Verwaltungsträger find ſchärfer gegeneinander ab- 
gegrenzt. 

Maßnahmen der Geſchäftsführung dür⸗ 
fen dem Aufſichtsrat nicht übertragen werden. 
Nur für einen Zeitraum, der im voraus begrenzt iſt, 
kann der Aufſichtsrat einzelne Mitglieder zu Ver⸗ 
tretern behinderter Vorſtandsmitglieder beſtellen. In 
dieſer Zeit darf das betreffende Mitglied keine Tätig⸗ 
keit als Aufſichtsrat ausüben. Die Vergütung, die es 
für ſeine Tätigkeit als Vertreter des Vorſtands erhält, 
iſt dann nicht als Aufſichtsrats vergütung, 
ſondern als Gehalt — Arbeitslohn — anzu- 
ſehen. 

Wenn trotz der zwingenden Beſtimmungen des 
Aktiengeſetzes der Aufſichtsrat und ſeine Mitglieder 
ſich nicht auf ihren Aufgabenkreis beſchränken und 
einen weſentlichen Teil der Vorſtandsgeſchäfte aus⸗ 
üben, ſo wird dadurch nicht etwa die Anerkennung 
der Vergütung als Arbeitslohn erreicht. 

Bei Familiengeſellſchaften z. B. ver⸗ 
einigt der Mehrheitsaktionär nicht ſelten die über⸗ 
wachende Tätigkeit mit einem weſentlichen Teil der 
Geſchäfte des Vorſtands in ſeiner Perſon, ſo daß 
der Vorſtand zum großen Teil ſein ausführendes 
Organ wird und auf Geſchäfte beſchränkt bleibt, die 
er nach den geſetzlichen Beſtimmungen unbedingt aus⸗ 
üben muß. 

In dieſen Fällen bleibt der Aufſichtsrat, ſo hat 
der Reichsfinanzhof entſchieden, Aufſichtsrat. 
Die Ausübung der Verwaltungstätigkeit widerſpricht 
nicht dem Gedanken, in Höhe der Geſamt ver⸗ 
gütung eine Aufſichtsratsvergütung an⸗ 
zunehmen, die abgabepflichtig und bei der 
Geſellſchaft nicht abzugsfähig iſt. 

Im übrigen kann auch nach nationalſozialiſti⸗ 
ſcher Auffaſſung eine Tätigkeit nicht ſteuerlich be- 
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günſtigt werden, die nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen unzuläſſig iſt. 

Die Geſellſchaft kann aber nach dem neuen Recht 
einem Aufſichtsratsmitglied auch andere Obliegen⸗ 
heiten als die der Geſchäftsführung übertragen, alſo 
Obliegenheiten, die das Geſchäftsführungsrecht des 
Vorſtands nicht beeinträchtigen. 

Es iſt nicht immer klar zu erkennen, ob das Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied dann die Betätigung in ſeiner Stel⸗ 
lung als Aufſichtsratsmitglied oder außer⸗ 
halb dieſer Stellung aus ſonſtigen Gründen aus⸗ 
übt und die Vergütung als Aufſichtsratsver⸗ 
gütung oder z. B. als Einnahmen im freien 
Beruf (felbitändiger Arbeit) anzuſehen iſt. 

Der Begriff der Aufſichtsratstätigkeit iſt weit 
auszulegen. Der Umfang der Überwachungspflicht 
richtet ſich nach dem, was für den einzelnen Fall die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewiſſenhaften Ge⸗ 
ſchäftsleiters erfordert. 

Dazu gehört nicht nur, daß er Geſchäftsberichte 
und Bilanzen prüft, alſo geſchehene Tatſachen 
einer Nach prüfung unterzieht, ſondern daß er ſich 
auch laufend über alle Angelegenheiten der Ge⸗ 
ſellſchaft unterrichtet. 

Um die Durchführung der überwachung 
der Geſchäftsführung zu ermöglichen, hat der 
Vorſtand die Pflicht, den Aufſichtsrat fortlaufend von 
dem Gang der Angelegenheiten der Geſellſchaft zu 
unterrichten und mit ihm die wichtigſten Geſchäfts⸗ 
maßnahmen zu beraten. 

Neben der Berichterſtattungspflicht des Vorſtands 
ſteht dem Aufſichtsrat ſel b ſt das Recht zu, die Un⸗ 
terſuchungen anzuſtellen, die ihm für die Über⸗ 
wachung der Geſchäftsführung erforderlich erſcheinen. 

Zur Überwachungstätigkeit rechnet alſo auch, daß 
der Aufſichtsrat an Beratungen des Vorſtands teil⸗ 
nimmt, daß er ſich an der Vertretung der Intereſſen 
der Geſellſchaft beteiligt, z. B. auch durch Anbahnung 
und Ausgeſtaltung von Geſchäftsbeziehungen im In⸗ 
land und Ausland, daß er der Geſellſchaft in organi⸗ 
ſatoriſchen Fragen, in Fragen der Rohſtoffbeſchaffung 
und des Kreditgeſchäfts zur Seite ſteht, daß er ſich in 
der Zuſammenfaſſung und Leitung von Konzernen 
nach einheitlichen Geſichtspunkten betätigt uſw. 

Soweit erforderlich hat er auch Bücher und 
Schriften einzuſehen und zuprüfen und 
ſich daraus einen Einblick in die Geſchäftsbeziehungen 
der Geſellſchaft zu verſchaffen. Er kann Vermögens⸗ 
gegenſtände beſichtigen und ihren Beſtand und ihren 
Wert prüfen. 

Der Aufſichtsrat wird mit den einzelnen Auf⸗ 
gaben aus ſeiner Mitte einzelne Mitglieder betrauen, 
die dank ihrer Kenntnis dazu geeignet ſind. Dieſe 
Mitglieder entwickeln dann immer nur eine Tätig⸗ 
keit, die ſich im Rahmen der Aufſichtsrats⸗ 
tätigkeit abſpielt. 

Erhalten Aufſichtsratsmitglieder für ſolche be⸗ 
ſonders übertragene Aufgaben eine Sonderver⸗ 
gütung, dann iſt dieſe Vergütung immer als Auf⸗ 
ſichtsratsvergütung mit allen ſteuerlichen 
Folgen anzuſehen, nicht etwa als ſonſtige Ein⸗ 
nahme aus ſelbſtändiger Arbeit oder gar Arbeitslohn. 

Grundſatz iſt, daß als Aufſichtsratstätigkeit jede 
Tätigkeit gilt, die in den Rahmen der möglichen 
Tätigkeit eines Aufſichtsratsmitglieds fällt. Die 


Grenzen für den Begriff der Aufſichtsratstätigkeit ſind 
weit geſteckt. 

Dadurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß das 
Mitglied eines Aufſichtsrats auch außer halb der 
weitgeſteckten Grenzen der Überwachungstätig⸗ 
keit tätig ſein und entlohnt werden kann. 

Das Mitglied kann für die Geſellſchaft auch eine 
Tätigkeit ausüben, die ihrer Natur nach nicht in Ab⸗ 
hängigkeit vom Auftraggeber geleiſtet wird und n icht 
Ausfluß ſeiner Stellung als Aufſichtsratsmitglied iſt. 
Er ſteht in ſolchen Fällen der Geſellſchaft nicht als Mit⸗ 
glied des Aufſichtsrats, ſondern als Dritter gegen⸗ 
über. Eine dafür erhaltene Vergütung unterliegt 
dann nicht der Sonderbelaſtung und ſtellt für die 
zahlende Geſellſchaft eine abzugsfähige Be⸗ 
triebsausgabe dar. 

Dafür kommen aber nur Fälle in Betracht, in 
denen die Vergütungen an den Empfangsberechtigten 
nicht in feiner Eigenſchaft als Aufſichtsratsmitglied, 
ſondern auf Grund beſonderen Abkommens für 
eine Tätigkeit bezahlt werden, die aus dem Rahmen 
der möglichen Tätigkeit eines Aufſichtsratsmit⸗ 
glieds — im erwähnten weiteſten Sinn — herausfällt. 


Das iſt z. B. anzunehmen, wenn ein Aufſichtsrats⸗ 
mitglied der Geſellſchaft ein Grundſtück vermittelt, ein 
Architekt, der Aufſichtsratsmitglied iſt, für die Geſell⸗ 
ſchaft eine Bauberatung übernimmt, oder ein Rechts⸗ 
anwalt mit der Führung eines Prozeſſes beauftragt 
wird. 

Wenn dagegen der Rechtsanwalt in ſeiner Stel⸗ 
lung als Aufſfichtsratsmitglied und auf Grund ſeiner 
Aufſichtspflichtallgemein rechtliche Ratſchläge er⸗ 
teilt, find die dafür gezahlten Vergütungen als Auf⸗ 
ſichtsratsvergütungen anzuſehen. 

Von Bedeutung dazu iſt die Entſcheidung des 
Reichsfinanzhofs vom 23. Auguſt 1938 1 244/38 
(RStBl. 1938 S. 1124). In dieſem Fall iſt ein Steuer⸗ 
pflichtiger, der einen freien Beruf ausübt, als Sach⸗ 
bearbeiter und Organiſator bei einer Geſellſchaft tätig 
geweſen. In Anerkennung ſeiner Tätigkeit iſt er dann 
als Mitglied in den Auffichtsrat gewählt worden. Die 
Vergütungen, die er nach ſeiner Wahl für ſeine wei⸗ 
tere Tätigkeit erhielt, ſind nicht als abgabepflichtig 
erklärt worden. Der Reichsfinanzhof ging bei ſeiner 
Entſcheidung von der Tatſache aus, daß der Pflichtige 
bereits vor der Wahl mit den gleichen, feſtumgrenzten 
Aufgaben betraut geweſen iſt, die ſeiner freiberuf⸗ 
lichen Tätigkeit entſprechen, und daß alſo ſeine Tätig⸗ 
keit bei der Geſellſchaft in ſeinem Beruf, nicht in der 
Stellung als Aufſichtsratsmitglied begründet iſt. 

Die Feſtſtellung, ob eine Tätigkeit im Rahmen der 
möglichen Tätigkeit eines Aufſichtsrats erfolgt, iſt bei 
der Vielgeſtaltigkeit des Wirtſchaftslebens nicht immer 
einfach. Auch wird eine Geſellſchaft das Intereſſe 
haben, beſtimmte Aufgaben der Aufſichtsratsmitglieder 
als beſondere Tätigkeit in einem beſonderen Ab⸗ 
kommen feſtzulegen. Das ändert jedoch nichts an dem 
Recht und an der Pflicht der Finanzämter, ſolche Ab⸗ 
kommen einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. 


c) Begriff „Aufſichtsratsvergütung“ 


Steuerpflichtig ſind die Vergütungen 
jeder Art. 
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über die Art der Vergütung iſt im Aktiengeſetz 
keine Beſtimmung enthalten. Die Vergütung kann in 
feſten Bezügen oder in Anteilen am Rein⸗ 
gewinn beſtehen. Es können auch beide Arten 
nebeneinander gewährt werden. Die Vergütung 
kann auch in Sachleiſtungen beſtehen. Auch jeder 
ſonſtige wirtſchaftliche Vorteil, den ein Aufſichtsrats⸗ 
mitglied infolge ſeiner Stellung zugewendet erhält, 
ſtellt eine Vergütung dar. 

Auf die Bezeichnung der Vergütung kommt 
es nicht an. 

Es iſt auch nicht erforderlich, daß alle Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder eine Vergütung in gleicher Höhe er- 
halten. Es ſind auch Sonder vergütungen mög⸗ 
lich, die einzelne Aufſichtsratsmitglieder erhalten 
für die Erledigung beſonderer Geſchäfte, die ſie im 
Auftrag des Aufſichtsrats im Rahmen ihrer Aufſichts⸗ 
ratstätigkeit ausgeführt haben. Auf dieſen Fall iſt 
ſchon im Abſchnitt b hingewieſen worden. 

Werden Reiſekoſten (Fahrtkoſten, Tage⸗ und 
Übernachtungsgelder, Zehrkoſten und dergleichen Be⸗ 
träge) beſonders gewährt, ſo gehören ſie zu den Auf⸗ 
ſichtsratsvergütungen nur inſoweit, als fie die tat⸗ 
ſächlichen Auslagen überſteigen. Es wird 
nicht immer möglich ſein, die Höhe der tatſäch⸗ 
lichen Auslagen feſtzuſtellen. Eine Berückſichtigung 
iſt nur immer in Höhe des Betrags möglich, der als 
angemeſſen bezeichnet werden kann. 

Werden für eine geſchuldete Aufſichtsratsvergü⸗ 
tung Zinſen gezahlt, ſo ſind dieſe Zinſen Einkünfte 
aus Kapitalvermögen entſprechend der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung, daß Zinſen für rückſtändigen 
Arbeitslohn Einkünfte aus Kapitalvermögen ſind 
(Ric vom 18. November 1937 IV 112, RStBl. 1938 
S. 110). 

Aus welchen Mitteln die Aufſichtsrats⸗ 
vergütung beſtritten wird, iſt einerlei. 

Bei Organ verhältniſſen kann z. B. auch 
die Obergeſellſchaft an die Untergeſellſchaft die Mittel 
zur Ausſchüttung geben. Es kann auch der Fall ſein, 
daß eine andere Geſellſchaft die Mittel dazu her⸗ 
gibt, ohne daß zwiſchen beiden Geſellſchaften eine 
Organſchaft im ſteuerlichen Sinn vorliegt. Maßgebend 
iſt dabei der Gedanke, daß nichts verſchenkt 
wird, und daß für die gegebenen Beträge das Be⸗ 
teiligungsverhältnis zwiſchen den Ge⸗ 
ſellſchaften ausſchlaggebend iſt und für die Emp⸗ 
fänger ihre Stellung als Aufſichtsrat. Da⸗ 
gegen ſpricht auch nicht, wenn zu gleicher Zeit ein ⸗ 
fache Angeſtellte gleiche Zuwendungen erhalten. 
In beiden Fällen erhalten Perſonen Beträge für ihre 
Tätigkeit, die Aufſichtsratsmitglieder für ihre 
Stellung als ſolche (Rö vom 30. November 1937 
1326, RStBl. 1938 S. 405). 

Wie die Erfahrung lehrt, führt die ſteuerliche Be⸗ 
deutung der Aufſichtsratsvergütungen für Geſellſchaft 
und Bezugsberechtigte dazu, daß Aufſichtsratsvergü⸗ 
tungen auch in verſteckter Form gewährt werden. 
Sie werden mit anderen Rechtsgeſchäften verbunden 
oder in eine Form wirtſchaftlicher Vorteile gekleidet, 
die die Vergütung oder ihren Rechtsgrund ver⸗ 
ſchleiern oder nicht leicht erkennen laſſen. 

Es iſt Aufgabe des Finanzamts und ſeiner 
Prüfer, in den Geſchäftsverkehr zwiſchen Geſellſchaft 


und den Mitgliedern ihres Aufſichtsrats Einſicht zu 
nehmen. 

Dabei iſt nicht nur der Zahlungsver⸗ 
kehr zu prüfen und feſtzuſtellen, ob die Geſellſchaft 
durch Zahlungen eine ſteuerpflichtige Vergütung ge⸗ 
leiſtet hat, ſondern es iſt darüber hinaus zu unter⸗ 
ſuchen, ob Handlungen vorgenommen worden ſind, 
durch die den Aufſichtsratsmitgliedern beſondere 
wirtſchaftliche Vorteile zugute gekommen 
ſind. 

Der Reichsfinanzhof weiſt in ſeinem Urteil vom 
21. Dezember 1933 VI A 1955 (RStBl. 1933 S. 458) 
darauf hin, daß unter Umſtänden auch ein Konſor⸗ 
tialgewinn als Aufſichtsratsvergütung angeſehen 
werden kann, wenn nämlich anzunehmen iſt, daß die 
Beteiligung an dem Konſortium ohne nennenswertes 
Wagnis und das Gelegenheitsgeſchäft von vornherein 
als einigermaßen ſicher anzuſehen geweſen iſt. 

In einer anderen Entſcheidung hat der Reichs⸗ 
finanzhof als Aufſichtsratsvergütung auch den Gewinn 
bezeichnet, den Aufſichtsratsmitglieder durch den Ver⸗ 
kauf wertloſer Aktien an ihre Gefell- 
ſchaft erzielt haben (RF H vom 9. Oktober 1934 
IA 36; StB Nr. 762). 

So wie in dieſem Fall eine Geſellſchaft ihren Auf- 
ſichtsratsmitgliedern eine Vergütung in Form eines 
zu hohen Entgelts für gelieferte Wirt⸗ 
ſchaftsgüter zuwenden kann, kann ſie die Form 
auch umgekehrt wählen, indem nämlich ein Aufſichts⸗ 
ratsmitglied von ſeiner Geſellſchaft Wirtſchaftsgüter 
zu einem zu niedrigen Preiſe erwirbt. 

Auch die Entgelte, die zwiſchen Geſellſchaft und 
Aufſichtsratsmitgliedern für pacht- oder miet⸗ 
weiſe Überlafjung von Wirtſchafts⸗ 
gütern gezahlt werden, müſſen auf ihre Ange⸗ 
meſſenheit geprüft werden. Eine gleiche Prüfung 
werden auch die Beträge erfordern, die von der Geſell⸗ 
ſchaft an Mitglieder des Aufſichtsrats auf Grund be- 
ſonderen Abkommens für eine Tätigkeit gezahlt wor⸗ 
den ſind, die außerhalb der möglichen Aufſichts⸗ 
ratstätigkeit liegt. 

Es werden für verſteckte Aufſichtsratsvergütungen 
wohl auch faſt alle Formen in Betracht kommen, die in 
Fällen der verdeckten Gewinnausſchüt⸗ 
tung angewendet werden. Für dieſe iſt eine reichliche 
Rechtſprechung vorhanden. 

Die gleichen Prüfungen, wie ſie verdeckte Gewinn⸗ 
ausſchüttungen erfordern, werden auch für Aufſichts⸗ 
ratsvergütungen angebracht ſein. 


5. Schluß 

Die Ausführungen haben den Zweck, die beſondere 
ſteuerliche Bedeutung der Aufſichtsratsvergütungen 
hervorzuheben, die ſie für die zahlende Geſellſchaft, für 
den Bezugsberechtigten und auch für das Reich 
haben. Aus der Höhe der ſteuerlichen Belaſtung ergibt 
ſich die Notwendigkeit, den Aufſichtsratsvergütungen 
beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. 

Die Aufgabe des Finanzamts iſt mit der Über⸗ 
wachung des Eingangs der Anzeigen über gezahlte 
Aufſichtsratsvergütungen und mit der rechneriſchen 
Prüfung der Anzeigen keineswegs erſchöpft. Eine 
eingehende Prüfung kann nur an Ort und Stelle 
gelegentlich der Betriebsprüfung vorgenommen werden. 


Zum Steuergutscheinverfahren 


1. Frachtzahlungen an den Neidjs-Kraftiwvagen-Be- 
triebsverband nicht ſteuergutſcheinfähig 

Durch das Geſetz über den Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1985 iſt die Fracht ⸗ 
abrechnung auf dem Gebiet des Kraftwagen⸗ 
Güterfernverkehrs bei dem Reichs⸗Kraft⸗ 
wagen ⸗Betriebsverband zuſammen⸗ 
gefaßt worden. Der Verband iſt eine Körper ⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts. Die ein⸗ 
zelnen Beförderungs unternehmer ſind 
nicht berechtigt, die Frachten ſelbſt einzuziehen. 
Der Anſpruch auf Zahlung der Fracht 
ſteht ausſchließlich dem Verband zu, der 
nicht gewerblicher Unternehmer im Sinn des NN lt; 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat daher mit 
Beſcheid vom 15. Auguſt 1939 — Su 3 202 b — I — 
Genz — entſchieden, daß Frachten, die an den 
Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband und an den Reichs⸗ 
Kraftwagen ⸗Betriebsverband, Kraftwagenleitung 
Weſt, zu zahlen ſind, nicht in Steuergut⸗ 
ſcheinen entrichtet werden können. 


Spediteure, Frachtführer und Ver⸗ 
frachter brauchen für Frachtentgelte, die an den 
Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband zu zahlen ſind, 
keine Steuergutſcheine in Zahlung zu nehmen, wenn 
fie dieſe Auslagen ihren Auftraggebern kennt⸗ 
lich machen ($9 Ziffer 2 Zweite NF DO). 


2. Begriffsbeſtimmung „Zweckverbnäde“ — Waſſer⸗ 
und Bodenverbände nicht ſteuergutſcheinpflichtig 
Zweckverbände im Sinn des § 6 Abſatz 1 
Ziffer 5 der NF DVoO find Zuſammenſchlüſſe 
von Gemeinden und Gemeindeverbän⸗ 
den auf Grund des Zweckverband⸗ 
geſetzes vom 7. Juni 1939 (RGBl. 1 S. 979) und 
ſolche Einrichtungen, die durch Geſetz oder 
Verordnung die Bezeichnung „Zweck⸗ 
verband“ tragen. Dieſe Verbände ſind zur Be⸗ 
zahlung in Steuergutſcheinen verpflichtet. 


Waſſer⸗ und Bodenverbände, die 
unter das Waſſerverbandgeſetz vom 11. Fe⸗ 
bruar 1937 (RGBl. 1 S. 188) fallen, ſind keine 
Zweckverbände im Sinn des NF. Sie ſind daher 
nicht zur Bezahlung in Steuergutſcheinen ver⸗ 
pflichtet. Da die Waſſer⸗ und Bodenverbände nicht 
gewerbliche Unternehmer ſind, ſind ſie weder zur 
Annahme von Steuergutſcheinen verpflichtet 
noch zur Bezahlung in Steuergutſcheinen 
berechtigt. 


3. Gemeinnützige Wohnungsbaugeſellſchaften 
Juriſtiſche Perſonen des Privat ⸗ 
rechts find 8 2 Abſatz 2 des N gemäß zur Bezah⸗ 
lung in Steuergutſcheinen berechtigt. Das gilt 
auch für gemeinnützige Wohnungsbau- 
geſellſchaften, die in die Rechtsform von 
Kapitalgeſellſchaften gekleidet ſind. Solche 
Geſellſchaften haben ſteuerlich immer Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb (8 19 Erſte KStV). Sie find 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


daher zur Annahme von Steuergutſcheinen an 
Zahlungs Statt verpflichtet und zur Bezah⸗ 
lung in Steuergutſcheinen berech ti gr. 


4. Nicht ſteuergutſcheinfähige Schadenserſatzzahlungen 

Auf Grund von § 2 des NF find ausſchließ⸗ 
lac Entgelte, für Lieferungen und 
ſonſtige Leiſtungen ſteuergutſcheinfähig. Ob 
ein ſolches Entgelt vorliegt, iſt in Anlehnung an 
das Um ſatzſteuerrecht zu entſcheiden. Bei 
Schadenserſatzzahlungen auf Grund des 
Patentgeſetzes handelt es ſich umſatzſteuerrechtlich 
nicht um Leiſtungsentgelte, ſondern um 
Erſatz des Schadens für entgangenen 
Gewinn. Derartige Zahlungen, denen ein 
Leiſtungsaustauſch nicht zugrunde liegt, 
ſind daher nicht ſteuergutſcheinfähig. 


5. Zulagen und Auslagenerſatz für Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder im Baugewerbe 

Bauunternehmer ſind oft vertraglich 
verpflichtet, ihren Gefolgſchaftsmitgliedern 
unter beſtimmten Vorausſetzungen Famil ien⸗, 
Entfernungs⸗ und Trennungszulagen, 
Wege⸗ und übernachtungsgelder und 
Wochenendfreifahrten zu gewähren. Dieſe 
tariflichen Sondervergütungen werden 
den Unternehmern von den Bauherren erſetzt. Der 
Bauherr erfüllt dabei nicht eine Verpflichtung 
gegenüber den Gefolgſchaftsmitgliedern des Unter⸗ 
nehmers, ſondern gegenüber dem Bauun ter⸗ 
nehmer ſelbſt. Die Sondervergütungen an die 
Gefolgſchaftsmitglieder ſind ebenſo wie die Grund⸗ 
löhne eigene Lohnausgaben des Unter⸗ 
nehmers. Die Beträge, die an den Unternehmer 
vom Bauherrn als Erſatz für dieſe Lohnausgaben 


gezahlt werden, ſind als umſatzſteuerpflichtiges 
Teilentgelt für die Geſamtleiſtung 
des Unternehmers ſteuergutſchein⸗ 


fähig. 


6. Steuergutſcheinfähige Teilzahlungen bei Hingabe 

eines Wechſels zu Finanzierungszwecken 

Es kommt vor, daß ein Abnehmer ſich dem 
Lieferer gegenüber zu Teilzahlungen auf eine 
Warenſchuld verpflichtet und daneben dem Lieferer 
ein Akzept aushändigt, das den getroffenen Ab⸗ 
reden gemäß von dem Lieferer einzulöſen iſt. 
Beiſpiel: Der Schuldner iſt verpflichtet, an den 
Gläubiger drei Monatsraten in Höhe von je 
20000 RM zu zahlen. Der Gläubiger erhält ein 
Dreimonatsakzept von dem Schuldner über 60 000 
RM, zu deſſen Einlöſung ſich im Innenverhältnis der 
Gläubiger verpflichtet. 


Die Hergabe des Wechſels ſtellt in Fällen dieſer 
Art lediglich eine neben dem Warengeſchäft her⸗ 
laufende Finanzierungsmaßnahme dar. 
Der Schuldner iſt daher berechtigt, die ver⸗ 
einbarten Teilzahlungen in dem geſetzlich zu⸗ 
gelaſſenen Umfang in Steuergutſcheinen zu 
leiſten. Bus. 
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Geld, Keedit und öffentliche Finanzen 
Steuergutſcheine. Die Kurſe der Steuergutſcheine 
wieſen in der letzten Zeit keine nennenswerten 
Schwankungen auf. — Stand vom 30. Auguſt 1939: 
Steuergutſcheine I: 98 ¼ und 97,85 für die Januar⸗ 
bis März⸗Fälligkeiten; Steuergutſcheine II: Juni⸗ 
Fälligkeiten 94, Juli⸗Fälligkeiten 94%, Auguſt⸗ 
Fälligkeiten 94, September⸗Fälligkeiten 94. 


* 


Außerkursſetzung öſterreichiſcher Scheidemünzen. 
Der Verordnung vom 11. Auguſt 1939 (RGBl. I 
S. 1390) gemäß gelten die öſterreichiſchen 1⸗Schilling⸗ 
Stücke, 50⸗Groſchen⸗Stücke 10⸗Groſchen⸗Stücke, 
5⸗Groſchen⸗Stücke und 1000⸗Kronen⸗Stücke vom 1. Ok⸗ 
tober 1939 ab nicht mehr als geſetzliche Zahlungs⸗ 
mittel und werden eingezogen. Bis zum 31. Dezem⸗ 
ber 1939 werden dieſe Münzen bei allen öffentlichen 
Kaſſen und den Kaſſen der Reichsbankanſtalten in 
Zahlung genommen und umgewechſelt. 


* 


Konkurſe und Vergleichsverfahren im Juli und 

im erſten Halbjahr 1939 
Konkurſe Vergleichs⸗ 
eröffnet!) verfahren 


Juli 1938 174 22 
Juli 1939 130 13 
Erſtes Halbjahr 1938 1 9562) 174 
Erſtes Halbjahr 1939. 1 4892) 103. 


) Nach den Zählkarten der Amtsgerichte. — 2) Ge⸗ 
ſtellte Konkursanträge. 


Nach den Zählkarten der Amtsgerichte wurden im 
Juni 1939 insgeſamt 234 Konkursanträge geſtellt. 
Die Zahl der mangels Maſſe abgelehnten Konkurs⸗ 
anträge betrug 101, das ſind 43,2 v. H. der Geſamt⸗ 
zahl der im Juni 1939 geſtellten Konkursanträge. 


* 


Wechſelproteſte im Juni und im erſten Halbjahr 
39 


Anzahl Betrag in Durchſchnitts⸗ 
ins⸗ 1000 RM betrag je 
geſamt insgeſamt Wechſel in RM 
Juni 19388 42 587 5 811 136 
Dun 39 Bhleel 4191 152 
Erſtes Halbjahr 1938 . 241 754 32 651 135 
Erſtes Halbjahr 1939 . 167 052 24 733 148. 


Vierfahresplan 


Typenbegrenzung für den Grobkeramik-Maſchinen⸗ 
bau. Der Bevollmächtigte für die Maſchinenerzeu⸗ 
gung, Direktor Karl Lange, hat eine Typen⸗ 
begrenzung und Normung für Maſchinen zur Ver⸗ 
arbeitung von Ton, Lehm, Schamotte, Steinzeug und 
Silika angeordnet. Die Anordnung tritt für die Her⸗ 
ſtellung der Maſchinen mit Wirkung ab 1. Januar 
1940 in Kraft, doch dürfen bereits mit Wirkung ab 
1. September 1939 andere Maſchinentypen nicht mehr 
angeboten werden. Erſatzteile der früher gelieferten 
Maſchinen werden weiterhin hergeſtellt und geliefert. 


Vereinheitlichung der einachſigen Kraftfahrzeug⸗ 
anhänger. Der Generalbevollmächtigte für das Kraft⸗ 
fahrweſen, Oberſt von Schell, hat Ausfüh⸗ 
rungsvorſchriften Nr. 7 zu der Verordnung 
über die Typenbegrenzung in der Kraftfahrzeug⸗ 
induſtrie vom 2. März 1939 erlaſſen. Danach werden 
mit Wirkung ab 1. Juli 1940 die einachſigen An⸗ 
hänger zur Verwendung hinter Kraftwagen mit Per⸗ 
ſonenwagen⸗Fahrgeſtellen in einer einheitlichen Bau⸗ 
weiſe hergeſtellt. Die Herſtellung von einachſigen 
Spezialanhängern iſt nur mit Genehmigung des 
Generalbevollmächtigten geſtattet. Die Ausführungs⸗ 
vorſchriften ſind im Reichsanzeiger Nr. 184 vom 
11. Auguſt 1939 veröffentlicht. 


Verwendungsverbote der Reichsſtelle „Chemie“. 
Der Reichs beauftragte für „Chemie“ hat 
eine Bekanntmachung Nr. 4 zur Anordnung 
Nr. 13 der Reichsſtelle „Chemie“ vom 11. Auguſt 1939 
erlaſſen. Danach dürfen u. a. Kolophonium, ausländi⸗ 
ſcher Schellack für beſtimmte Zwecke nicht mehr ver⸗ 
wendet werden. Die Bekanntmachung iſt im Reichs⸗ 
anzeiger Nr. 184 vom 11. Auguſt 1939 veröffentlicht. 
Sie gilt auch für die Oſtmark und den Sudetengau. 


7 . 5 

Das Metalljahr 1938. Der vorliegende 40. Jahr⸗ 
gang der „Statiſtiſchen Zuſammenſtellungen“ der 
Metallgeſellſchaft A.⸗G., Frankfurt a. M., bringt für 
die Jahre 1929 bis 1938 nach Ländern und Erdteilen 
geordnet Überſichten über Erzeugung, Verbrauch, 
Außenhandel und über die Preisentwicklung der wich⸗ 
tigeren Nichteiſenmetalle. 

Deutſchland war 1938 erſtmalig vor den USA 
der größte Aluminiumerzeuger und »verarbeiter der 
Welt. Der Verbrauch Deutſchlands an den wichtigen 
Nichteiſenmetallen insgeſamt in Volumeneinheiten 
gemeſſen betrug im Jahre 1938 22 v. H. des Ver⸗ 
brauchs der Welt an dieſen Metallen. Hiermit iſt 
Deutſchland erſtmals vor den USA der bedeutendſte 
Metallverarbeiter der Welt. 


* 


Erſtmalige Zulaſſung von Kraftfahrzeugen im 
zweiten Kalendervierteljahr 1939. Entwicklung in 


Stück: 
April Mai Juni 
1939 1939 1939 
Perſonenkraftwagen 17 283 16 458 16 671 
Laſtkraftwagen 4488 4 762 5628 
Kraftomnibuſſe 184 250 214 
Krafträder 39499 40 181 41 993 
Zugmaſchinen und 
Sattelſchlepper 2728 2517 2950. 


Kaliſalzherſtellung im zweiten Kalenderviertel⸗ 
jahr 1939. Entwicklung in Tonnen: 


April 1939 354 960 
Mai 1939 . 356 606 
Juni 1939 400 195. 
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Kohlenförderung im zweiten Kalendervierteljahr 


1939. Entwicklung (einſchließlich Sſterreich) in 
1000 Tonnen: 
April Mai Juni 
Steinkohle . 14 089 15 782 16 229 
Gelee 15777 17 305 17 971 
Kais un. 35661 69% 
Preßkohle aus Steinkohle 497 521 516 
Preßkohle aus Braunkohle 3488 3917 4240. 


* 


Ruhrkohleuförderung im erſten Halbjahr 1939. 
Entwicklung in Tonnen: 


Januar 1939 . 11018295 
Februar 1939 . 10060 850 
März 1939 11 824 621 
April 1939 9 562 126 
Mai 1939 10 675 827 
Juni 1939 11 004 129. 


Bautätigkeit im erſten Halbjahr 1939. Für den 
geſamten Wohnungsbau (Neubau, einſchließlich 
Umbau, Anbau, Aufbau) ergibt ſich das folgende 
Bild: 


Januar bis Juni 


1938 1939 
Bauanträge*) . 67976 65 934 
Bauerlaubniſſe 77 975 55 102 
Bau beginne . 70817 63 895 
Bauvollendungen . 53409 47 752 


*) 98 Berichtsſtädte. 


Stromerzeugung im zweiten Kalendervierteljahr 
1939. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
hat ſich die Stromerzeugung von 1 22 erfaßten 
Werken wie folgt entwickelt (in Millionen Kilo⸗ 
watt): 


April 1030 rl 2441.8 
Mär 403% . c 25589, 
une e A . 255058. 


Die Stromabgabe von 103 Werken an 
gewerbliche Verbraucher hat ſich wie folgt 
entwickelt (in Millionen Kilowatt): 


Januar 199 1 134,4 
Februar 199 1 062,6 
März Re. 5 1er 
April 1939 1 044,8 
Mai 1939 1 093,8. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Einzelhandelsumſätze im Mai und Juni und im 
erſten Halbjahr 1939. Die Einzelhandelsumſätze waren 
im Reichsdurchſchnitt im Mai 1939 um 18 v. H. 
und im Juni 1939 um 14 v. H. höher als in den 
gleichen Monaten des Vorjahrs. Damit hat ſich die 
kräftige Umſatzſteigerung im Einzelhandel ungefähr 
im gleichen Ausmaß wie im erſten Vierteljahr 1939 
forgeſetzt. — Im erſten Halbjahr 1939 beträgt 
die Umſatzſteigerung des Einzelhandels im Reichs⸗ 
durchſchnitt gegenüber dem erſten Halbjahr 1938 
15 v. H. Im erſten Halbjahr 1938 war die Umſatz⸗ 
zunahme gegenüber dem Vorjahr nur 10 v. H. Gegen⸗ 


über dem erſten Halbjahr 1933 iſt eine Umſatzſteige⸗ 
rung von mehr als 75 v. H. zu verzeichnen. Beſonders 
ſtark war die Umſatzzunahme im erſten Halbjahr 1939 
gegenüber 1938 in den Fachgeſchäften für Rundfunk⸗ 
geräte (+ 30 v. H.) und im Landmaſchinenhandel 


(+ 40 v. H.). 


Verkehr 


Möbelfernverkehr mit Kraftfahrzeugen. Durch 
Verordnung vom 4. Auguſt 1939 (RGBl. 1 S. 1387) 
wurde der Möbelfernverkehr mit Kraftfahrzeugen neu 
geregelt. Die Fahrzeuge des Möbelfernverkehrs tragen 
die Aufſchrift „Möbelfernverkehr“ und die Angabe 
des Standorts. Umzüge außerhalb der Nahzone 
dürfen nur in Fahrzeugen des Möbelfernverkehrs 
durchgeführt werden. Die Beförderung anderer Güter 
in dieſen Fahrzeugen außerhalb des Nahverkehrs iſt 
verboten. Der Tarif für den Möbelfernverkehr wird 
von der Fachgruppe Möbeltransport aufgeſtellt und 
bedarf der Genehmigung des Reichsverkehrsminiſters. 


Eingeſchriebene Rohrpoſtſendungen. Die Deutſche 
Reichspoſt befördert in den Rohrpoſtnetzen von Berlin, 
Wien und München nunmehr auch eingeſchriebene 
Briefe und Poſtkarten. Verſuchsweiſe werden auch 
Poſtanweiſungen und Druckſachen zur Rohrpoſt⸗ 
beförderung zugelaſſen. 


Fernſprechdienſt mit Bulgarien. Vom 1. Sep⸗ 
tember 1939 an ſind im Fernſprechdienſt mit Bul⸗ 
garien Blitzgeſpräche zur fünffachen Gebühr zu⸗ 
gelaſſen. 


Fremdenverkehr im Juni 1939. Der Fremden⸗ 
verkehr hat auch im Juni 1939 gegenüber dem gleichen 
Vorjahrsmonat zugenommen. In 1610 Berichtsorten 
Großdeutſchlands wurden insgeſamt gemeldet: 


Veränderung im 


Mai Juni Juni 1939 gegen⸗ 
1939 1939 über Jun 1938 
in v. H. 
Fremdenmeldungen 2 958393 3811170 7 
darunter für 
Auslandsfremde 106 797 162 675 — 29 
Fremden⸗ 
übernachtungen 10123000 1739900 + 8 
darunter für 
Auslandsfremde 340 000 509 000 — 82. 


Arbeit und Sogiales 

Entwicklung des Arbeitseinſatzes im Juli 1939. 
Die Zahl der Beſchäftigten im Altreich 
hat im Juli 1939 um 175 000 auf 22,05 Mil⸗ 
lionen zugenommen. Damit überſtieg die 
Zahl der Beſchäftigten erſtmals die 22⸗Millionen⸗ 
Grenze. Die Arbeitslage war weiterhin ſehr ange⸗ 
ſpannt. Die Einbringung der Ernte war nur durch 
den Einſatz einer großen Zahl freiwilliger Ernte⸗ 
helfer möglich. Bemerkenswert iſt, daß die Zahl der 
beſchäftigten Frauen ſtändig ſtärker zunimmt als die 
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Zahl der beſchäftigten Männer. Die Reſerven an 
männlichen Arbeitskräften ſind faſt reſtlos ausge⸗ 
ſchöpft. — In der Oſtmark und im Sudeten 
land iſt die Arbeitslage den Verhältniſſen im Alt⸗ 
reich angeglichen. Bei einem Höchſtſtand an Beſchäf⸗ 
tigten herrſcht ſchon ein fühlbarer Facharbeitermangel. 


Ernährung und Landwictschaft 

Stand der Gemüſekulturen Ende Juli 1939. Der 
Stand der Gemüſekulturen hat ſich gegenüber dem 
Vormonat verbeſſert und war Ende Juli 1939 im 
Reichsdurchſchnitt gut bis mittel. — Die endgültige 
Ernteermittlung für Erdbeeren hat einen Durch⸗ 
ſchnittsertrag von 32,6 dz je Hektar gegenüber 
42,3 dz je Hektar im Vorjahr ergeben. Die Ernte⸗ 
erträge für Rhabarber find von 216,9 dz je Hektar 
im Jahr 1938 auf 224,3 dz je Hektar im Jahr 1939 
geſtiegen. 

Preisfeſtſetzung für Kartoffeln der Ernte 1939. 
Durch Verordnung des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung vom 15. Auguſt 1939 (RGBl. 1 S. 1422) 
wurden für Speiſekartoffeln, Futterkartoffeln und 
Fabrikkartoffeln der Ernte 1939 Erzeugerfeſtpreiſe 
feſtgeſetzt. 


Reichsbeihilfen für Maulbeerpflanzungen. Der 
Reichsernährungsminiſter gewährt bei Neuanpflan⸗ 
zung von Maulbeerſträuchern Zuſchüſſe von 15 Reichs⸗ 
mark je 1000 Stück neuer Maulbeerpflanzen. An⸗ 
träge ſind an die Landesbauernſchaften zu richten. 


Deutſchlands Außenhandel mit wichtigen euro- 
päiſchen Ländern von Januar bis Juni 1939. Ent⸗ 
wicklung in Millionen Reichsmark: 

Deutſchlands 

Einfuhr- (—) 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr⸗ (+) 
nach aus Überſchuß 


Belgien⸗ Luxemburg. 107,4 88,9 + 185 
Bulgarien 36,5 34,3 + 22 
Daene u 104,4 93,8 + 10,6 
Finnland a 30,7 + 70 
Frankreich 95,5 59,7 + 35,8 
Griechenland 54,1 48,5 ＋ 5,6 
Großbritannien 163,9 134,2 ＋ 29,7 
Italien 160,9 153,0 + 79 
Jugoſlawien 86,6 61,9 + 247 
Lettland 22,8 19,6 1 
Niederlande 212,7 90,9 ＋ 121,8 
Norwegen 73,3 49,1 ＋ 242 
Polen 62,1 63,6 — 8 
Rumänien 98,2 85,9 ＋ 12,3 
Schweden 158,4 121,2 ＋ 32,2 
Schweiz 1198 749 4 44,9 
Spanien 40,6 73,6 — 33,0 
Türkei 90,8 73,6 + 16,7 
Ungarn 97,3 109,3 — 120 


Deutſchlands Außenhandel nach Erdteilen im 
erften Halbjahr 1939. Entwicklung in Millionen 


Reichsmark (Einfuhrüberſchuß = —; Ausfuhrüber- 
ſchuß = ): 
Europa + 354,9 
Afrika — 117,7 
Aſſen — 39,6 
Anf le 
Auſteagnben 


Außenhandel des Proteftorats Böhmen und 
Mähren. Entwicklung in 1000 Kronen (1 Krone 
= 10 Rpfg): 


Ausfuhr (( 
Ausfuhr Einfuhr Einfuhr (—) 
Überſchuß 
Mai 1939 . 541 423 543 234 — 1811 
Sun e 727724791022 477 991 + 1031. 


* 


Bulgarien. Der Außenhandel mit Deutſchland 
von Januar bis Juni 1939. Deutſchlands Anteil an 
der bulgariſchen Geſamtaus fuhr von Januar bis 
Juni 1939 betrug 55,3 v. H. Deutſchlands Anteil an 
der bulgariſchen Geſamteinfuhr von Januar bis 
Juni 1939 betrug 62,2 v. H. 


* 


Griechenland. Deutſch⸗griechiſche Wirtſchafts⸗ 
beſprechungen. Zwiſchen Deutſchland und Griechenland 
finden Wirtſchaftsbeſprechungen ſtatt. Es handelt ſich 
insbeſondere um die Regelung des Wirtſchaftsverkehrs 
zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren und 
Griechenland. Außerdem ſtehen noch einige Sonder⸗ 
fragen des Wirtſchaftsverkehrs auf der Tages⸗ 
ordnung. 


Japan. Deutſch⸗japaniſches Abkommen über den 
Waren- und Zahlungsverkehr. Zwiſchen Deutſchland 
und Japan iſt am 28. Juli 1939 ein Abkommen über 
en Waren⸗ und Zahlungsverkehr unterzeichnet 
worden. Das Abkommen wird mit Wirkung ab 
15. Auguſt 1939 vorläufig angewendet. Die 
Deutſche Warenausfuhr nach Japan 
wird, ſoweit es ſich um Lieferungen im Rahmen des 
laufenden Geſchäfts handelt, zu 75 v. H. des Ver⸗ 
kaufspreiſes in Deviſen oder freien Reichsmark 
bezahlt. 25 v. H. des Verkaufspreiſes werden in 
Reichsmark zu Laſten des Reichsmark⸗Sonderkontos 
Japan I bezahlt. Private Verrechnungs⸗ 
geſchäfte und ASt find nicht zuläſſig. 


* 


Schweiz. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Juli 1939. Entwicklung in Millionen Franken: 


Ausfuhr Einfuhr Schweizeriſcher 
5 2 


a aus Einfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
Juli 1938 10,6 31,2 20,6 
Juli 1939 18,6 41,6 28,0. 


Hauptſchriftleiter i. N. Dr. Frltz Koppe, Berlin⸗Charlottenburg 9. Für die Anzeigen: Anzeigenleiter Bruno Schreiber, Wildau Kr. Teltow 
DA II. Vj. 1939 Haupt⸗Ausgabe 13687, Beamten⸗Ausgabe 13040 = 26727 Pl. 7. Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin W 35, Woyrſchſtr. 5 
Buchdruckerei Paul Linde & Co., Berlin SO 16 


